HAUPTSATZUNG

Hauptsatzung der Stadt Weiterstadt

Mustersatzung HSGB (nur Abweichungen zu
unserer Satzung wurden aufgenommen.)

Ubernahme in die Neufassung der Hauptsat-
zung

§ 1 Stadtverordnetenversammlung

(1)

(2)

®3)

Die von den Biirgerinnen und Birgern gewahl-
te Stadtverordnetenversammliung ist das
oberste Organ der Stadt. Sie trifft die wichtigen
Entscheidungen und Gberwacht die gesamte
Verwaltung.

Die Zahl der Mitglieder der Stadtverordneten-
versammlung wird auf 37 festgelegt; sie betragt
ab 1. April 2001 im Falle einer nach § 38 Abs.

1 HGO mafigebenden Einwohnerzahl der Stadt
von 25.001 bis zu 50.000 Einwohnern weiterhin
37.

Die Stadtverordnetenversammlung wahlt in der
ersten Sitzung nach der Wahl aus ihrer Mitte
eine oder einen Vorsitzenden und ihre oder
seine Stellvertreterinnen und/oder Stellvertre-
ter. Die Zahl der Stellvertreterinnen und/oder
Stellvertreter wird auf 3 festgelegt.

8§ 2 Magistrat

(1)

(2)

3)

Der Magistrat besorgt die laufende Verwaltung.
Der Haushaltsplan erméchtigt ihn, Ausgaben
zu leisten und Verpflichtungen einzugehen.
Hiervon unberihrt bleiben die Regelungen
Uber die Zustandigkeiten der gemeindlichen
Organe.

Der Magistrat besteht aus der hauptamtlichen
Burgermeisterin oder dem hauptamtlichen Bur-
germeister und den Stadtratinnen und/oder
Stadtraten.

Die Zahl der Stadtratinnen und/oder Stadtrate
betragt 11.
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§ 3 Auslanderbeirat

(1) Der Auslanderbeirat vertritt die Interessen der
auslandischen Einwohnerinnen und Einwohner
der Stadt. Er berat die Organe der Stadt in al-
len Angelegenheiten, die auslandische Ein-
wohnerinnen und Einwohner betreffen.

(2) Der Auslanderbeirat besteht aus 7 Mitgliedern.

(3) Bei der Wahl zum Ausléanderbeirat wird die
Briefwahl zugelassen.

(4) Die Mitglieder des Auslanderbeirates wéahlen in
der ersten Sitzung nach der Wahl aus ihrer
Mitte eine oder einen Vorsitzenden sowie meh-
rere Stellvertreterinnen bzw. Stellvertreter. Die
Zahl der Stellvertreterinnen und/oder Stellver-
treter wird auf 3 festgelegt.

8§ 4 Zustandigkeitsabgrenzung und Ubertra-
gung von Aufgaben an den Magistrat

(1) Die Stadtverordnetenversammlung uber-
tragt dem Magistrat geman § 50 Abs. 1 HGO
und § 103 Abs. 1 HGO die Entscheidung und
Beschlussfassung Uber folgende Angelegen-
heiten:

(Seither Ziffer a)

a) Verfahren zur vereinfachten Umlegung nach §8
80 ff. Baugesetzbuch (BauGB)

b) Abschnittsbildung und Zusammenfassung meh-
rerer ErschlieBungsanlagen nach § 130 Abs. 2
BauGB

Aufnahme von Krediten ist zu lI6schen, da dies
zukilnftig in Abs. 3 geregelt ist
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c) Erwerb, Tausch, Verauf3erung oder Belastung
von Grundstticken bzw. die Ruckabwicklung
von Grundstiuickskaufvertragen bis zu einem
Betrag von 65.000 € im Einzelfall

d) Entscheidung, ob ein bestehendes Vorkaufs-
recht ausgetbt wird oder nicht bis zu einem Be-
trag von 65.000 € im Einzelfall

e) Entscheidungen Uber den Abschluss sowie die
Rickabwicklung von Erbaurechtsvertragen bis
zu einem Gesamterbbaurechtszins von 65.000
€ (Hohe des jahrlichen Erbbauzinses X Ge-
samtlaufzeit des Vertrages) im Einzelfall

f) VerdulRerung und Belastung von Erbbaurechten
bis zu einem Betrag von 65.000 € im Einzelfall

g) Vergabe von Planungsauftrdgen an Architekten
und Ingenieure bis zum einem Betrag von
65.000 € im Einzelfall

h) Entscheidungen Uber Stundung, Niederschla-
gung, Zahlungsaufschub, Ratenzahlung und Er-
lass von Ansprichen im Einzelfall bis 10.000,00
€

i) Verpachtungen und Vermietungen, soweit der
jahrliche Pacht- oder Mietzins den Betrag von
30.000 € nicht Ubersteigt

Entscheidungen tber Stundung, Niederschlagung,
Zahlungsaufschub, Ratenzahlung und Erlass von
Ansprichen

Neu in der Mustergeschéftsordnung:
Entscheidungen tber die Annahme von Schen-
kungen, Spenden und die Durchfiihrung von
Sponsoringmalinahmen bis zu einem Wert der
Zuwendung von ... Euro im Einzelfall

(h) Entscheidungen Uber Stundung, Niederschla-
gung, Zahlungsaufschub, Ratenzahlung und Erlass
von Ansprichen

(Der Magistrat hat eine neue Dienstanweisung
hierzu beschlossen. Diese treten nach Anderung
der Hauptsatzung in Kraft.)

() Entscheidungen uber die Annahme von Schen-
kungen, Spenden und die Durchfiihrung von
Sponsoringmalinahmen

(Der Magistrat hat hierzu Richtlinien beschlossen.
Diese treten nach Anderung der Hauptsatzung in
Kraft.)
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(2) Das Recht der Stadtverordnetenversammliung,
gem. § 50 Abs. 1 HGO die Entscheidung Uber
weitere Angelegenheiten durch Satzung oder
Beschluss auf den Magistrat zu tUbertragen,
bleibt von den Bestimmungen in Abs. 1 unbe-
rahrt.

Die Stadtverordnetenversammlung tbertragt die
Entscheidung uber die Aufnahme von Krediten und
Kreditbedingungen gemaf § 103 Abs. 1 HGO auf
den Birgermeister/die Blrgermeisterin

(3) Die Stadtverordnetenversammlung Ubertragt
die Entscheidung uber die Aufnahme von Kre-
diten und Kreditbedingungen gemaf § 103
Abs. 1 HGO auf die Blrgermeisterin/den Bur-
germeister im Vertretungsfalle auf die Erste
Stadtrétin/den Ersten Stadtrat.

(Siehe auch Beschluss der Stadtverordneten-
versammlung vom 25. Februar 2016)

8§ 4 a Haushaltswirtschaft

Auf die Haushaltswirtschaft der Stadt Weiterstadt
finden ab dem Haushaltsjahr 2008 gemaR § 92
Abs. 3 HGO die Grundséatze der doppelten Buch-
fuhrung (kommunale Doppik) Anwendung. Es gel-
ten im Ubrigen die 88 114 a bis 114 u HGO.

Erlauterung zur Mustersatzung

Wegfall des § 4 a. F. der Hauptsatzung

§ 92 Abs. 3 HGO beinhaltete in der Fassung bis zum
23.12.2011 ein Optionsrecht der Kommunen, die Haus-
haltswirtschaft entweder nach den Grundsétzen der
Verwaltungsbuchfiihrung oder nach den Grundsatzen
der doppelten Buchfiihrung zu fuhren. Dieses Options-
recht ist durch das Gesetz zur Anderung der Hessischen
Gemeindeordnung und anderer Gesetze vom
16.12.2011 (GVBI. | S. 786) ab dem 24.12.2011 entfal-
len. Seit diesem Zeitpunkt schreibt § 92 HGO den Kom-
munen generell und ohne Wahlrecht die Verwendung
der doppelten Buchfiihrung vor. Mangels Wahlrecht und
auf Grund der inzwischen aufgestellten Jahresabschlis-
se fur die friheren Haushaltsjahre ist eine entsprechen-
de Regelung in der Hauptsatzung entbehrlich.

Streichung des § 4a Haushaltswirtschaft




8§ 5 Offentliche Bekanntmachungen

@

@)

©)

4

Satzungen, Verordnungen sowie andere Gegen-
sténde, deren 6ffentliche Bekanntmachung erforder-
lich ist, werden auf der Internetseite der Stadt Wei-
terstadt unter www.Weiterstadt.de im Sinne von §
5a Bekanntmachungsverordnung bereit gestellt.

Die Moglichkeit der Bekanntmachung auf der Inter-
netseite gilt nicht fir die Ladungen zu den Sitzungen
der Stadtverordnetenversammlung und ihrer Aus-
schiusse und des Auslanderbeirates, fur Wahlen und
Abstimmungen sowie fur Bauleitpléne. Hier erfolgt
die offentliche Bekanntmachung im Sinne von § 1
Abs. 1 Bekanntmachungsverordnung mit Abdruck
im "WOCHEN-KURIER".

Satzungen sind mit ihrem vollen Wortlaut bekannt
zu machen. Gesetzlich vorgeschriebene Genehmi-
gungen sind zugleich mit der Satzung 6ffentlich be-
kannt zu machen.

Die Bekanntmachung ist mit Ablauf des Erschei-
nungstages vollendet, an dem die Ausgabe des "
Wochen-Kurier" den bekannt zu machenden Text
enthélt; bei Bekanntmachungen im Internet mit dem
Ablauf des Bereitstellungstages.

Die Bekanntmachung im Internet erfolgt durch die
Bereitstellung auf der Internetseite der Stadt Weiter-
stadt unter Angabe des Bereitstellungstages. Zu-
dem hat die Stadt Weiterstadt im "Wochen-Kurier"
im Sinne von § 1 Abs. 1 Bekanntmachungsverord-
nung auf die Bekanntmachung im Internet und die
einschlagige Internetadresse nachrichtlich hinzu-
weisen. In der Hinweisbekanntmachung ist, sofern
es sich um die Bekanntmachung einer Satzung oder
Verordnung der Stadt handelt, auf das Recht auf-
merksam zu machen, diese wahrend der offentli-
chen Sprechzeiten der Verwaltung in Papierform
einzusehen und sich gegen Kostenerstattung ent-
sprechende Ausdrucke fertigen zu lassen.




(5) Satzungen, Verordnungen und sonstige 6ffentliche
Bekanntmachungen treten am Tage nach Vollen-
dung der Bekanntmachung in Kraft, sofern sie selbst
keinen anderen Zeitpunkt bestimmen.

(6) Sind Karten, Plane oder Zeichnungen und damit
verbundene Texte und Erlauterungen bekannt zu
machen, so werden sie abweichend von Abs. 1 fur
die Dauer von sieben Arbeitstagen, wenn gesetzlich
nicht ein anderer Zeitraum vorgeschrieben ist, wah-
rend der Dienststunden der Stadtverwaltung Weiter-
stadt, Stadtteil Riedbahn, RiedbahnstralRe 6, 64331
Weiterstadt zur Einsicht fur jede Person ausgelegt.

Gegenstand, Ort (Gebaude und Raum), Tageszeit
und Dauer der Auslegung werden spéatestens am
Tage vor deren Beginn nach Abs. 1 6ffentlich be-
kannt gemacht. Gleiches gilt, wenn eine Rechtsvor-
schrift 6ffentliche Auslegung vorschreibt und keine
besonderen Bestimmungen enthalt. Die &éffentliche
Bekanntmachung ist mit Ablauf des Tages vollen-
det, an dem die Auslegungsfrist endet.

(7) Soll ein Bauleitplan (Bebauungsplan oder Flachen-
nutzungsplan) in Kraft gesetzt werden, macht die
Stadt entsprechend den Vorschriften des Bauge-

setzbuches (BauGB) in Verbindung mit Abs. 1 be- Ergénzung des Abs. 7 um folgenden Satz:
kannt, dass der Bauleitplan beschlossen bzw. die
Genehmigung erteilt wurde. Gleiches gilt fir die Ersatzverkiindung von Satzungen Gleiches gilt fUr die Ersatzverkiindung von Satzungen

deren Rechtsgrundlage auf § 10 Abs. 3 BauGB verweist. | deren Rechtsgrundlage auf § 10 Abs. 3 BauGB verweist.

(8) Kann die Bekanntmachungsform nach Abs. 1 we-
gen eines Naturereignisses oder anderer unab-
wendbarer Zufélle nicht angewandt werden, so ge-
niigt jede andere Art der Bekanntgabe, insbeson-
dere durch Anschlag oder &éffentlichen Ausruf. In
diesen Fallen wird die Bekanntmachung, sofern sie
nicht durch Zeitablauf gegenstandslos geworden
ist, in der Form des Abs. 1 unverzuglich nachge-
holt.




§ 6 Ehrenblrgerrecht - Ehrenbezeichnung

(1) Die Stadt kann Personen, die sich um sie be-
sonders verdient gemacht haben, das Ehren-
birgerrecht verleihen.

(2) Personen, die als Mitglieder der Stadtverord-
netenversammlung, des Auslanderbeirates,
Ehrenbeamtinnen oder Ehrenbeamte, haupt-
amtliche Wahlbeamtinnen oder Wahlbeamte
insgesamt mindestens 20 Jahre ein Mandat
oder Amt in der Stadt ausgetbt haben, kén-
nen folgende Ehrenbezeichnung erhalten:

Die Ehrenbezeichnungen wurden aus
Platzgriinden weggelassen. Sie bleiben
weiterhin bestehen.

Die Ehrenbezeichnung soll sich nach der zu-
letzt oder Uberwiegend ausgetbten Funktion
richten.

(3) Das Ehrenbirgerrecht und die Ehrenbezeich-
nung sollen in feierlicher Form in einer Sitzung
der Stadtverordnetenversammlung verliehen
werden. Den Geehrten ist eine Urkunde tber
die Verleihung des Ehrenbulrgerrechts oder der
Ehrenbezeichnung auszuhandigen.

(4) Die Stadt kann das Ehrenburgerrecht und die
Ehrenbezeichnung wegen unwuirdigen Verhal-
tens entziehen.
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HAUPTSATZUNG

Aufgrund des 8 6 der Hessischen Gemeindeordnung in der Fassung der Bekanntmachung
vom 7. Marz 2005 (GVBI. | S. 142), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 15. September 2016
(GVBI. | S. 167) hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Weiterstadt in ihrer Sitzung
am nachstehende Hauptsatzung beschlossen:

§1
Stadtverordnetenversammliung

(1) Die von den Birgerinnen und Burgern gewéhlte Stadtverordnetenversammlung ist das
oberste Organ der Stadt. Sie trifft die wichtigen Entscheidungen und Uberwacht die ge-
samte Verwaltung.

(2) Die Zahl der Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung wird auf 37 festgelegt; sie be-
tragt ab 1. April 2001 im Falle einer nach § 38 Abs. 1 HGO mafgebenden Einwohnerzahl
der Stadt von 25.001 bis zu 50.000 Einwohnern weiterhin 37.

(3) Die Stadtverordnetenversammlung wahlt in der ersten Sitzung nach der Wahl aus ihrer
Mitte eine oder einen Vorsitzenden und ihre oder seine Stellvertreterinnen und/oder Stell-
vertreter. Die Zahl der Stellvertreterinnen und/oder Stellvertreter wird auf 3 festgelegt.

§2
Magistrat
(1) Der Magistrat besorgt die laufende Verwaltung. Der Haushaltsplan erméchtigt ihn, Aus-
gaben zu leisten und Verpflichtungen einzugehen. Hiervon unberihrt bleiben die Rege-

lungen Uber die Zustandigkeiten der gemeindlichen Organe.

(2) Der Magistrat besteht aus der hauptamtlichen Birgermeisterin oder dem hauptamtlichen
Burgermeister und den Stadtratinnen und/oder Stadtraten.

(3) Die Zahl der Stadtratinnen und/oder Stadtrate betragt 11.
§3
Auslanderbeirat
(1) Der Auslénderbeirat vertritt die Interessen der auslandischen Einwohnerinnen und Ein-
wohner der Stadt. Er berat die Organe der Stadt in allen Angelegenheiten, die auslandi-
sche Einwohnerinnen und Einwohner betreffen.
(2) Der Auslanderbeirat besteht aus 7 Mitgliedern.
(3) Beider Wahl zum Auslanderbeirat wird die Briefwahl zugelassen.
(4) Die Mitglieder des Auslanderbeirates wahlen in der ersten Sitzung nach der Wahl aus

ihrer Mitte eine oder einen Vorsitzenden sowie mehrere Stellvertreterinnen bzw. Stellver-
treter. Die Zahl der Stellvertreterinnen und/oder Stellvertreter wird auf 3 festgelegt.
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8§84
Zustandigkeitsabgrenzung und Ubertragung von Aufgaben an den Magistrat

(1) Die Stadtverordnetenversammlung tbertragt dem Magistrat gemaf3 § 50 Abs. 1 HGO und
§ 103 Abs. 1 HGO die Entscheidung und Beschlussfassung tber folgende Angelegenhei-
ten:

a) Verfahren zur vereinfachten Umlegung nach 88 80 ff. Baugesetzbuch (BauGB)

b) Abschnittsbildung und Zusammenfassung mehrerer ErschlieBungsanlagen nach
§ 130 Abs. 2 BauGB

c) Erwerb, Tausch, VeraufRerung oder Belastung von Grundstiicken bzw. die Riickab-
wicklung von Grundstuckskaufvertragen bis zu einem Betrag von 65.000 € im Einzel-
fall

d) Entscheidung, ob ein bestehendes Vorkaufsrecht ausgetibt wird oder nicht bis zu ei-
nem Betrag von 65.000 € im Einzelfall

e) Entscheidungen tber den Abschluss sowie die Rickabwicklung von Erbaurechtsver-
tragen bis zu einem Gesamterbbaurechtszins von 65.000 € (Hohe des jahrlichen
Erbbauzinses X Gesamtlaufzeit des Vertrages) im Einzelfall

f) VeréauRerung und Belastung von Erbbaurechten bis zu einem Betrag von 65.000 € im
Einzelfall

g) Vergabe von Planungsauftragen an Architekten und Ingenieure bis zum einem Betrag
von 65.000 € im Einzelfall

h) Entscheidungen Uber Stundung, Niederschlagung, Zahlungsaufschub, Ratenzahlung
und Erlass von Ansprichen

i) Verpachtungen und Vermietungen, soweit der jahrliche Pacht- oder Mietzins den Be-
trag von 30.000 € nicht Ubersteigt

i) Entscheidungen Uber die Annahme von Schenkungen, Spenden und die Durchfih-
rung von Sponsoringmaf3nahmen

(2) Das Recht der Stadtverordnetenversammlung, gem. § 50 Abs. 1 HGO die Entscheidung
Uber weitere Angelegenheiten durch Satzung oder Beschluss auf den Magistrat zu tber-
tragen, bleibt von den Bestimmungen in Abs. 1 unberuhrt.

(3) Die Stadtverordnetenversammlung Ubertragt die Entscheidung tber die Aufnahme von
Krediten und Kreditbedingen gemaf § 103 Abs. 1 HGO auf die Burgermeisterin/den Buir-
germeister im Vertretungsfalle auf die Erste Stadtratin/den Ersten Stadtrat.

§5
Offentliche Bekanntmachungen

(1) Satzungen, Verordnungen sowie andere Gegensténde, deren 6ffentliche Bekanntma-
chung erforderlich ist, werden auf der Internetseite der Stadt Weiterstadt unter
www.Weiterstadt.de im Sinne von § 5a Bekanntmachungsverordnung bereit gestellt.

Die Moglichkeit der Bekanntmachung auf der Internetseite gilt nicht fur die Ladungen zu
den Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung und ihrer Ausschiisse und des Aus-
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lAnderbeirates, fir Wahlen und Abstimmungen sowie fir Bauleitplane. Hier erfolgt die of-
fentliche Bekanntmachung im Sinne von § 1 Abs. 1 Bekanntmachungsverordnung mit
Abdruck im "WOCHEN-KURIER".

(2) Satzungen sind mit ihnrem vollen Wortlaut bekannt zu machen. Gesetzlich vorgeschriebe-
ne Genehmigungen sind zugleich mit der Satzung 6ffentlich bekannt zu machen.

(3) Die Bekanntmachung ist mit Ablauf des Erscheinungstages vollendet, an dem die Aus-
gabe des " Wochen-Kurier" den bekannt zu machenden Text enthalt; bei Bekanntma-
chungen im Internet mit dem Ablauf des Bereitstellungstages.

(4) Die Bekanntmachung im Internet erfolgt durch die Bereitstellung auf der Internetseite der
Stadt Weiterstadt unter Angabe des Bereitstellungstages. Zudem hat die Stadt Weiter-
stadt im "Wochen-Kurier" im Sinne von § 1 Abs. 1 Bekanntmachungsverordnung auf die
Bekanntmachung im Internet und die einschlagige Internetadresse nachrichtlich hinzu-
weisen. In der Hinweisbekanntmachung ist, sofern es sich um die Bekanntmachung einer
Satzung oder Verordnung der Stadt handelt, auf das Recht aufmerksam zu machen, die-
se wahrend der 6ffentlichen Sprechzeiten der Verwaltung in Papierform einzusehen und
sich gegen Kostenerstattung entsprechende Ausdrucke fertigen zu lassen.

(5) Satzungen, Verordnungen und sonstige 6ffentliche Bekanntmachungen treten am Tage
nach Vollendung der Bekanntmachung in Kraft, sofern sie selbst keinen anderen Zeit-
punkt bestimmen.

(6) Sind Karten, Plane oder Zeichnungen und damit verbundene Texte und Erlauterungen
bekannt zu machen, so werden sie abweichend von Abs. 1 fir die Dauer von sieben Ar-
beitstagen, wenn gesetzlich nicht ein anderer Zeitraum vorgeschrieben ist, wahrend der
Dienststunden der Stadtverwaltung Weiterstadt, Stadtteil Riedbahn, Riedbahnstral3e 6,
64331 Weiterstadt zur Einsicht flr jede Person ausgelegt.

Gegenstand, Ort (Gebaude und Raum), Tageszeit und Dauer der Auslegung werden
spatestens am Tage vor deren Beginn nach Abs. 1 6ffentlich bekannt gemacht. Gleiches
gilt, wenn eine Rechtsvorschrift 6ffentliche Auslegung vorschreibt und keine besonderen
Bestimmungen enthalt. Die 6ffentliche Bekanntmachung ist mit Ablauf des Tages vollen-
det, an dem die Auslegungsfrist endet.

(7) Soll ein Bauleitplan (Bebauungsplan oder Flachennutzungsplan) in Kraft gesetzt werden,
macht die Stadt entsprechen den Vorschriften des Baugesetzbuches (BauGB) in Verbin-
dung mit Abs. 1 bekannt, dass der Bauleitplan beschlossen bzw. die Genehmigung erteilt
wurde.

Gleiches gilt fur die Ersatzverkiindung von Satzungen, deren Rechtsgrundlage auf § 10
Abs. 3 BauGB verweist.

(8) Kann die Bekanntmachungsform nach Abs. 1 wegen eines Naturereignisses oder ande-
rer unabwendbarer Zufélle nicht angewandt werden, so geniigt jede andere Art der Be-
kanntgabe, insbesondere durch Anschlag oder 6ffentlichen Ausruf. In diesen Féallen wird
die Bekanntmachung, sofern sie nicht durch Zeitablauf gegenstandslos geworden ist, in
der Form des Abs. 1 unverziglich nachgeholt.

§6
Ehrenbirgerrecht - Ehrenbezeichnung

(1) Die Stadt kann Personen, die sich um sie besonders verdient gemacht haben, das Eh-
renbirgerrecht verleihen.
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(2) Personen, die als Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung, des Auslénderbeirates,
Ehrenbeamtinnen oder Ehrenbeamte, hauptamtliche Wahlbeamtinnen oder Wahlbeamte
insgesamt mindestens 20 Jahre ein Mandat oder Amt in der Stadt ausgeibt haben, kon-
nen folgende Ehrenbezeichnung erhalten:

Ehrenvorsitzende oder Ehrenvorsit-
zender der Stadtverordnetenversamm-
lung

Vorsitzende oder Vorsitzender der
Stadtverordnetenversammliung

Ehrenstadtverordnete oder Ehren-

Stadtverordnete oder Stadtverordneter
stadtverordneter

N o N . Ehrenbirgermeisterin oder Ehrenbdir-
Burgermeisterin oder Burgermeister

germeister
Stadtrétin oder Stadtrat Ehrenstadtratin oder Ehrenstadtrat
Vorsitzende oder Vorsitzender des Ehrenvorsitzende oder Ehrenvorsit-
Auslanderbeirates zender des Auslanderbeirates
Mitglied des Auslanderbeirates Ehrenmitglied des Auslanderbeirates

eine die Uberwiegend ehrenamtliche
sonstige Ehrenbeamtinnen/ Ehrenbeamte Tatigkeit kennzeichnende Amtsbe-
zeichnung mit dem Zusatz "Ehren-"

Die Ehrenbezeichnung soll sich nach der zuletzt oder Uberwiegend ausgeilibten Funktion
richten.

(3) Das Ehrenbirgerrecht und die Ehrenbezeichnung sollen in feierlicher Form in einer Sit-
zung der Stadtverordnetenversammlung verliehen werden. Den Geehrten ist eine Urkun-
de Uber die Verleihung des Ehrenblrgerrechts oder der Ehrenbezeichnung auszuhandi-
gen.

(4) Die Stadt kann das Ehrenbiirgerrecht und die Ehrenbezeichnung wegen unwirdigen
Verhaltens entziehen.

87
In-Kraft-Treten

Die Satzung tritt am 1. Juli 2017 in Kraft.

Weiterstadt, den
DER MAGISTRAT

Ralf Moller
Burgermeister
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1. Allgemeines

Diese Richtlinie gilt fir Zuwendungen von Geld-, Sach- und Dienstleitungen durch natirliche
und juristische Personen (Sponsoren, Spender) an die Stadt Weiterstadt, mit dem Ziel
bestimmte Tatigkeiten der Kommune zu férdern.

Folgende Grundsatze sind bei Sponsoring, Werbung, Spenden und mézenatischen
Schenkungen in der offentlichen Verwaltung zu bertcksichtigen:

o Wahrung der Integritdt und Neutralitat der 6ffentlichen Verwaltung
Vermeidung eines Anscheins fremder Einflussnahme bei der Wahrnehmung
offentlicher Aufgaben

e Transparenz bei der Finanzierung offentlicher Aufgaben

¢ Vorbeugung jeder Form von Korruption und unzulassiger Beeinflussung.

Offentliche Aufgaben sind grundsatzlich durch Haushaltsmittel zu finanzieren. Unter den in
dieser Richtlinie genannten Bedingungen sind Sponsoring und Spenden als erganzende
Finanzierungsmdoglichkeiten jedoch zul&ssig.

Vorrangig sollten Sponsoringgeber und Spender auf ortsansassige Fordervereine oder
sonstige gemeinnitzige Vereine, die die Interessen der Einrichtung vertreten, verwiesen
werden.

Zusatzlich zu dieser Richtlinie gilt die Dienstanweisung uber die Annahme von Belohnungen
und Geschenken.

2. Begriffe
2.1 Sponsoring

Unter Sponsoring ist die Zuwendung von Geld oder einer geldwerten Leistung durch eine
juristische oder nattrliche Person mit wirtschaftlichen Interessen zu verstehen, die neben
dem Motiv zur Forderung der Stadt Weiterstadt auch andere Interessen verfolgt. Dem
Sponsor kommt es auf seine Profilierung in der Offentlichkeit (iber das unterstiitzte Vorhaben
an.

2.2 Werbung

Unter Werbung sind Zuwendungen eines Unternehmens oder unternehmerisch orientierter
Privatpersonen fur die Verbreitung von Werbebotschaften durch die 6ffentliche Verwaltung
zu verstehen, wenn es ausschlie3lich um die Erreichung eigener Kommunikationsziele -
Imagegewinn, Verkaufsforderung, Produktinformation - des Unternehmens oder der
Privatperson geht. Die Forderung der jeweiligen Dienststelle ist nur Mittel zum Zweck und
liegt nicht im unmittelbaren Interesse des Zuwenders.



2.3 Spenden

Spenden sind freiwillige Zuwendungen von Privatpersonen oder Unternehmen, bei denen
das Motiv der Férderung der Stadt Weiterstadt Uberwiegt. Der Spender erhélt keine
Gegenleistung.

2.4 Mazenatische Schenkungen

Méazenatische Schenkungen sind Zuwendungen durch Privatpersonen oder Stiftungen, die
ausschlie3lich uneigennitzige Ziele verfolgen und denen es nur um die Férderung des
jeweiligen offentlichen Zwecks geht. Der Unterschied zur Spende besteht darin, dass keine
Zuwendungsbestatigung ausgestellt wird.

3. Zulassigkeit von Sponsoring

Sponsoring ist nur zulassig, wenn eine Beeinflussung bei der Wahrnehmung 6ffentlicher
Aufgaben auszuschlieR3en ist. Sponsoring ist insbesondere zulassig:

o fiir Zwecke der Offentlichkeitsarbeit und fir reprasentative kommunale
Veranstaltungen,

o fiir soziale Malinahmen sowie zur Férderung des Sports, des Umweltschutzes, der
Erziehung und Bildung, der Wissenschaft und der Kultur, wenn jeder Einfluss auf die
Inhalte auszuschlief3en ist,

e zugunsten von Kindertagesstatten, wenn die Interessen des Sponsors mit den
padagogischen Zielen des Bildungsauftrages zu vereinbaren sind.

Sponsoring ist ausgeschlossen, wenn der Anschein fremder Einflussnahme bei der
Wahrnehmung o6ffentlicher Aufgaben entstehen kdnnte. Dies gilt insbesondere fiir
nachfolgende Bereiche:

e Ordnungs- und Genehmigungsbehérden,

e Beuwilligungsbehdrden, wenn die Sponsoren oder deren Umfeld potenzielle oder
tatséchliche Zuwendungsempféanger sein konnten,

o Offentliche Stellen mit Beschaffungsaufgaben, wenn die Sponsoren oder deren
Umfeld aus dem Kreis mdglicher Auftragnehmer oder Lieferanten stammen kdnnten,

o Offentliche Stellen mit Planungsaufgaben, wenn die Interessen der Sponsoren oder
ihres Umfeldes mittelbar oder unmittelbar durch die Planung beruhrt sein kénnten.

Im Ubrigen ist Folgendes zu beachten:

e Die Uberlassung von Personal an die Dienststellen durch Sponsoren oder die
Finanzierung von 6ffentlichen Beschatftigten ist ausgeschlossen.

e Sachleistungen sind nur zulassig, wenn das Tragen der Folgekosten im Haushalt
gewahrleistet ist.

Sponsoringmafl3nahmen unterliegen der Einzelfallprifung und sind mit der Stabsstelle
Finanzen - Controlling und mit dem Fachdienst 1/2 Zentrale Dienste abzustimmen. Uber die
Annahme von zulassigen Sponsoaringleistungen entscheidet der Magistrat.




4. Durchfihrung von Sponsoringmal3hahmen

Zulassige Sponsoringmafinahmen sind aktenkundig zu machen. Dabei ist schriftlich
festzuhalten, welche Tatigkeiten gefordert werden, welche spezifischen Leistungen der
Sponsor erbringt und welche Verpflichtungen die Behorde tibernimmt. Ab einem Betrag von
500 € ist ein Sponsoring-Vertrag abzuschlie3en. Ein Muster ist als Anlage 1 beigefigt und
befindet sich auch im Intranet.

Bei der Auswahl von Sponsoringpartnern ist die Chancengleichheit konkurrierender
Sponsoren zu gewahrleisten. Die Entscheidung fiir einen Sponsor muss objektiv und neutral
getroffen werden und auf sachgerechten und nachvollziehbaren Erwagungen beruhen.
Mal3stab fur die Entscheidung kénnen die individuelle Zuverlassigkeit, die finanzielle
Leistungsfahigkeit, die Geschaftspraktiken und -grundsatze sowie die Kunden- und
Medienprofile des Sponsors sein. Die Grinde fur die Auswahlentscheidung sind schriftlich zu
dokumentieren.

Bei der Annahme von Sponsoringleistungen dirfen tber den Inhalt der Absprachen hinaus
keine weiteren Verpflichtungen begrindet oder Erwartungen geweckt werden.

5. Annahme von Spenden und mézenatischen Schenkungen

Die Annahme von Spenden und méazenatischen Schenkungen ist unbedenklich, wenn eine
Beeinflussung bei der Wahrnehmung 6ffentlicher Aufgaben auszuschlie3en ist.

Zu Spenden zéhlen Geldspenden, Sachspenden und Rickspenden:

Bei Sachspenden muss neben der genauen Bezeichnung jeder einzelnen Sache auch deren
Wert hervorgehen. Vor der Annahme von Sachspenden sind mégliche Folgekosten wie z.B.
Reparaturen, bauliche Malinahmen zu kalkulieren.

Bei Ruckspenden wird zwischen Aufwandsspenden (wie z.B. Reisekosten) und dem Verzicht
auf Nutzungsentgelte (wie z.B. eine kostenlose Uberlassung von Raumen) oder
Leistungsentgelte (wie z.B. eine vereinbarte entgeltliche Arbeitsleistung) unterschieden. Der
nachtragliche, freiwillige Verzicht auf die vereinbarte Gegenleistung, auf die Anspruch
bestand, gilt als Spende. Der Verzicht muss eindeutig auf der Rechnung vermerkt und der
volle Kaufpreis ausgewiesen sein. Uber den Betrag, der nicht beglichen werden muss, wird
eine Zuwendungsbestéatigung ausgestellt.

Die Annahme von Spenden bedarf der Zustimmung. Bis zu einem Betrag von 1.000 €
entscheidet der Burgermeister tiber die Annahme. Das Formular ,Antrag auf Genehmigung
einer Spendenannahme* ist vollstandig auszufillen und dem Birgermeister zur Unterschrift
vorzulegen. Das Formular wird anschliel3end bei der Stabsstelle Finanzen - Controlling
eingereicht. Ein Muster des Formulars ist als Anlage 2 beigefiigt und befindet sich auch im
Intranet. Bei einer Sachspende ist zusétzlich eine Ubereignungserklarung des Spenders
beizufiigen.

Uber die Annahme von Spenden iiber 1.000 € entscheidet der Magistrat. Die
Magistratsvorlage ersetzt den Antrag auf Genehmigung einer Spendenannahme.

Der Magistrat erhalt halbjahrlich einen Spendenbericht, aus dem der Name des Spenders,
der Empfanger und der Betrag hervorgeht. Fir die Erstellung des Spendenberichts sowie der
Zuwendungsbestatigungen ist die Stabsstelle Finanzen - Controlling zustandig.



Uber die zweckentsprechende Verwendung der Spende fiihrt die annehmende Dienststelle
einen separaten Nachweis. Sofern zweckgebundene Spenden in einem Haushaltsjahr nicht
verausgabt werden konnten, ist dies der Stabsstelle Finanzen — Controlling bis spatestens
28. Februar des Folgejahres zu melden.

Die Regelungen zur Annahme von Spenden gelten fur mézenatische Schenkungen
entsprechend.

6. Werbung

Werbevertrage mit den Dienststellen sind bedenklich und deshalb bei der Stadt Weiterstadt
nicht zulassig.

7. Inkraftreten

Diese Richtlinie wurde durch den Magistrat am 30. Mai 2017 beschlossen und tritt am
1. Juli 2017 in Kraft.

Weiterstadt,

Ralf Moller

Blrgermeister

Anlagen:
Sponsoring-Vertrag
Antrag auf Genehmigung einer Spendenannahme



WEITERSTADT
% wirken wohnen wachsen

Sponsoring-Vertrag

zwischen

dem Magistrat der Stadt Weiterstadt

im Folgenden ,Stadt Weiterstadt” genannt

und

(Firma/Name), Adresse

vertreten durch

(Name und Funktion der vertretungsberechtigten Person)

im Folgenden ,Sponsor” genannt
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Praambel

Sponsoring tragt in geeigneten Fallen unterstitzend dazu bei, Verwaltungsziele zu erreichen.
Die Stadt Weiterstadt ist zu absoluter Integritat und Neutralitat verpflichtet. Sponsoring muss
mit der Offentlichen Aufgabenerfiillung vereinbar sein und ist nur zulassig, wenn der
Anschein einer moglichen Beeinflussung bei der Wahrnehmung des Verwaltungshandelns
auszuschlieRen ist. Dies vorausgeschickt schlieRen die Vertragsparteien folgende
Vereinbarung:

§ 1 Vertragsgegenstand

Konkrete Darstellung der gesponserten MaRnahme, nachfolgend ,,gesponsertes Produkt*

§ 2 Leistung des Sponsors

(1) Der Sponsor stellt der Stadt Weiterstadt fur die Durchfuhrung des gesponserten
Produkts zweckgebunden (zutreffendes bitte ankreuzen)

] Geldmittel in H6he von

] Sachmittel in Form von

L] Dienstleistungen in Form von

einmalig/fur die Dauer von zur Verfiigung (nachfolgend
»oponsoringleistung®).

(2) Die Sponsoringleistung wird (in Teilbetragen von EUR jeweils) zum
fallig. Der Betrag ist auf folgendes Konto
unter Angabe des Verwendungszwecks zu Uberweisen:

Gemeinschaftskasse der Gemeinden
des Landkreises Darmstadt-Dieburg
Stadt- und Kreissparkasse Darmstadt
Konto-Nummer: 548 200

Bankleitzahl: 508 501 50

IBAN: DE86 5085 0150 0000 5482 00
BIC: HELADEF1DAS

FAD

Bei Sach- und Dienstleistungen gilt folgende Regelung:




(1)

(2)

3)

(1)

(2)
(3)

(4)

§ 3 Namensrechtstuberlassung und Eigenwerbung

Der Sponsor erhalt wahrend der Dauer des Vertrages den Namen ,Offizieller Sponsor*
des gesponserten Produkts.

Der Sponsor ist berechtigt, in eigenen Publikationen, eigener Werbung und in den
Medien nach vorheriger Abstimmung mit der Stadt Weiterstadt auf Art, Wert und Umfang
seiner Sponsoringleistung hinzuweisen.

Der Sponsor ist nicht berechtigt, das gesponserte Produkt oder die ausfihrenden
Behorden der Stadt Weiterstadt inhaltlich zu beeinflussen.

8 4 Sponsoringleistung der Stadt Weiterstadt

Die Stadt Weiterstadt verpflichtet sich im Gegenzug auf die Unterstiitzung des
gesponserten Produkts bei folgenden Malinahmen (genaue Beschreibung von Art,
Umfang und Dauer der Gegenleistung, z.B. Platzierung von Firmennamen/-logos):

ohne besondere Hervorhebung des Sponsors und ohne Verlinkung zu dessen
Internetseiten.

Offentlichkeitswirksame MalRnahmen sind zuvor mit dem Sponsor abzustimmen.

Dem Sponsor ist bekannt, dass sich eventuelle Anderungen sowohl hinsichtlich der
Durchfiihrung des gesponserten Produkts als auch bei einzelnen Aktivitaten ergeben
kénnen. In diesem Fall werden beide Parteien anstreben, sich Uber eine gleichwertige
Alternative zu verstandigen.

Die Stadt Weiterstadt kann weitere Vertrdge mit anderen Sponsoren abschlie3en, auch
wenn es sich um Wettbewerber des Sponsors handelt.

§ 5 Transparenz

Der Sponsor ist damit einverstanden, dass die Stadt Weiterstadt die Sponsoringleistung
nach Art, Wert und Umfang unter Nennung des Namens/der Firma des Sponsors aus
Griunden der Transparenz der 6ffentlichen Verwaltung in geeigneter Weise veroffentlichen
kann.

(1)

§ 6 Haftung

Die Stadt Weiterstadt ibernimmt keine Haftung flr den Werbeerfolg des Sponsors.



(2)

3)

(1)

(@)

(1)
(2)

(1)

(2)

Die Haftung der Stadt Weiterstadt fir Verlust oder Schaden jeglicher Art an der zur
Verfligung gestellten Sachen des Sponsors ist ausgeschlossen, soweit diese nicht
vorséatzlich oder grob fahrlassig durch die Stadt Weiterstadt verursacht wurden.

Der Sponsor haftet nicht fur Schaden, die der Stadt Weiterstadt im Zusammenhang mit
der Durchfiihrung der geférderten Malinahme entstehen, wenn diese nicht auf einer
vorsatzlichen oder grob fahrlassigen Vertragsverletzung des Sponsors beruht.

8§ 7 Verschwiegenheit

Der Sponsor hat, auch nach Beendigung des Vertragsverhaltnisses, Gber die ihm bei
seiner Téatigkeit bekannt gewordenen dienstlichen Angelegenheiten der Stadt
Weiterstadt Verschwiegenheit zu bewahren. Hierzu verpflichtet er auch seine
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.

Von dienstlichen Unterlagen, die dem Sponsor in Ausfihrung des Vertrages zuganglich
gemacht wurden, dirfen ohne Zustimmung der Stadt Weiterstadt keine
Vervielfaltigungen gefertigt werden. Bei Vertragsbeendigung sind ausgehéndigte oder
vervielfaltigte Unterlagen der Stadt Weiterstadt unaufgefordert vollstandig
zurlickzugeben oder zu vernichten.

8§ 8 Vertragsdauer
Dieser Vertrag tritt durch beidseitige Unterzeichnung durch die Vertragsparteien in Kraft.
Dieser Vertrag endet durch die Beendigung des gesponserten Produkts, wenn es sich
um eine einmalige Maf3nahme handelt, ohne dass es einer ausdrticklichen Erklarung der

Vertragsparteien bedarf.

Der Vertrag wird befristet abgeschlossen und endet mit Ablauf des

8 9 Vorzeitige Beendigung

Eine ordentliche Kiindigung des Vertrages ist ausgeschlossen. Das Recht zur
auf3erordentlichen Kiindigung aus wichtigem Grund bleibt hiervon unberihrt. Ein
wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn

e ein Vertragspartner einer oder mehrerer Pflichten aus diesem Vertrag — auch nach
schriftlicher Aufforderung unter angemessener Fristsetzung — nicht nachkommt oder

o diein 8§ 1 bezeichnete Sponsoringleistung aufgrund unvorhersehbarer und/oder
unabwendbarer Ereignisse (z.B. das Bestehen eines Sicherheitsrisikos) nicht
durchgefuhrt werden kann.

Beide Seiten sind sich einig, dass eine zeitliche Verschiebung des Projekts regelmalig
zumutbar ist.

Die Kiindigung bedarf der Schriftform.

Wenn die Stadt Weiterstadt die Kiindigung zu vertreten hat, hat der Sponsor Anspruch
auf Ruckgewahr der Geldleistung nach § 2. Hat die Stadt Weiterstadt im Zeitpunkt der



Kindigung bereits werbende Maflinahmen fir den Sponsor erbracht, so hat sie
Anspruch auf eine anteilige Vergutung, die sich nach dem Verhaltnis der vereinbarten
und erbrachten werbenden Malinahmen bemisst. Hat keine der Vertragsparteien die
Kiindigung zu vertreten, so ist die Stadt Weiterstadt zudem berechtigt, durch
Rechnungen oder sonstige geeignete Belege nachgewiesene Aufwendungen, die im
Zusammenhang mit der Gegenleistung entstanden sind (z.B. Druckkosten) von der
zuriickzuerstattenden Leistung in Abzug zu bringen, auch wenn im Zeitpunkt der
Kindigung noch keine werbenden Malinahmen erbracht wurden.

8 10 Weitere Vereinbarungen

8 11 Schriftform
Mundliche Nebenabreden zu diesem Vertrag bestehen nicht. Anderungen oder Erganzungen

dieses Vertrages bediirfen der Schriftform. Dies gilt auch fiir eine Anderung dieser
Bestimmung.

§ 12 Gerichtsstand, anwendbares Recht

(1) Gerichtsstand fir alle sich aus diesem Vertrag ergebenden Rechtsstreitigkeiten ist
Darmstadt.

(2) Der Vertrag unterliegt deutschem Recht.

§ 13 Salvatorische Klausel

Sollten in diesem Vertrag eine oder mehrere Bestimmungen aus tatséachlichen oder
rechtlichen Grinden unwirksam sein oder werden, so wird die Gultigkeit des Vertrages im
Ubrigen nicht beriihrt. Fiir diesen Fall verpflichten sich die Vertragsparteien, die
unwirksamen Bestimmungen durch solche zu ersetzen, die den Interessen beider Seiten
maoglichst nahe kommen.

Weiterstadt, Weiterstadt,

Ralf Mdller Sponsor

BlUrgermeister
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Erteilung eines Exequaturs;

hier: Herr Mohamed Achgalou, Generalkonsul des Koénig-
reichs Marokko in Frankfurt am Main

Die Bundesregierung hat dem zum Leiter der berufskonsularischen
Vertretung des Konigreichs Marokko in Frankfurt am Main ernann-
ten Herrn Mohamed Achgalou am 29. Dezember 2015 das Exequa-
tur als Generalkonsul erteilt. ’

Der Konsularbezirk umfasst die Lander Hessen, Baden-Wiirttem-
berg, Bayern, Rheinland-Pfalz und Saarland.

Das dem bisherigen Generalkonsul, Herrn Abdesselem Ar1f1 am

11. Oktober 2011 erteilte Exequatur ist erloschen.

Wiesbaden, den 6. Januar 2016

Hessische Staatskanzlei

Stdnz. 3/2016 S. 86

HESSISCHES MINISTERIUM DES INNERN UND FUR SPORT

[

Grundsitze fiir Sponsoring, Werbung, Spenden und
maéazenatische Schenkungen zur Finanzierung 6ffentlicher
Aufgaben

Gemeinsamer Runderlass

Die Grundsitze gelten fiir die Wahrnehmung 6ffentlicher Aufgaben
durch die Landesverwaltung und sind von den Dienststellen des
Landes Hessen mit Ausnahme der Staatsanwaltschaften, der Ge-
richte und Vollzugsanstalten, fiir die eine gesonderte Regelung ge-
troffen wird, anzuwenden. Den Korperschaften des 6ffentlichen
Rechts wird empfohlen, die Grundsétze zu iibernehmen.

I. Allgemeines

1. Vorrangige Ziele der Grundsitze fiir Sponsoring, Werbung,
Spenden und méizenatische Schenkungen in de1 offentlichen
Verwaltung sind:

- die Wahrung der Integntat und Neutralitat der 6ffentlichen
Verwaltung

- die Vermeidung eines Anscheins fremder Einflussnahme bei
der Wahrnehmung o6ffentlicher Aufgaben

— die Sicherung des Budgetrechts der Parlamente und gege-
benenfalls der Vertretungen der Korperschaften des 6ffent-
lichen Rechts '

- dieTransparenz bei der Finanziérung offentlicher Aufgaben
— die Vorbeugung jeder Form von Korruption und unzulassiger
Beeinflussung und die Flankierung korruptionspraventiver
MafBnahmen
2. Offentliche Aufgaben sind grundsitzlich durch 6ffentliche Mit-
tel {iber den Haushaltsgesetzgeber und nicht aus erwarteten
Einnahmen aus Sponsoring und Werbung zu finanzieren. Unter
den in diesem Erlass genannten Bedingungen ist Sponsoring als
erginzende Finanzierungsmoglichkeit jedoch zuléssig.

1II. Begriffe

1. Unter Sponsoring*) ist die Zuwendung von Geld oder einer-

geldwerten Leistung durch eine juristische oder natiirliche Per-
son mit wirtschaftlichen Interessen zu verstehen, die neben dem
Motiv zur Forderung der 6ffentlichen Einrichtung auch andere
Interessen verfolgt. Dem Sponsor kommt es auf seine Profilie-
rung in der Offentlichkeit liber das unterstiitzte Vorhaben an
(Imagegewinn, kommunikative Nutzung).

2. Unter Werbung*) sind Zuwendungen eines Unternehmens oder
unternehmerisch orientierter Privatpersonen fiir die Verbrei-
tung seiner oder ihrer Werbebotschaften durch die 6ffentliche
Verwaltung zu verstehen, wenn es ausschlieBlich um die Errei-
chung eigener Kommunikationsziele — Imagegewinn, Verkaufs-
forderung, Produktinformation - des Unternehmens oder der
Privatperson geht. Die Férderung der jeweiligen Dienststelle ist
nur Mittel zum Zweck und liegt nicht im unmittelbaren Inter-
esse des Zuwenders.

3. Spenden*) sind freiwillige Zuwendungen von zum Beispiel
Privatpersonen oder Unternehmen, bei denen das Motiv der
Forderung eines beglinstigten Zwecks durch die jeweilige
Dienststelle vorherrschend ist. Der Spender erhilt keine Ge-
genleistung.

4. Mizenatische Schenkungen sind Zuwendungen durch zum Bei-
spiel Privatpersonen oder Stiftungen, die ausschlieBlich unei-
genniitzige Ziele verfolgen und denen es nur um die Férderung
des jeweiligen offentlichen Zwecks geht. Der Unterschied zur
Spende besteht darin, dass keine Zuwendungsbestatigung aus-
gestellt wird.

5. Die Regelungen dieses gemeinsamen Runderlasses finden keine
Anwendung auf die Annahme von Belohnungen und Geschen-
ken, fiir die eine allgemeine Zustimmung zur Annahme nach
Nr.4 der Verwaltungsvorschriften zur Korruptionsbekampfung
in der Landesverwaltung (hier: Verwaltungsvorschriften fir
Beschiftigte des Landes tiber die Annahme von Belohnungen
und Geschenken) vom 18. Juni 2012 (StAnz. S. 676) gilt.

III. Zulissigkeit von Sponsoring

Das Sponsoring ist grundséatzlich nur zuléssig, wenn eine Beein-
flussung bei der Wahrnehmung des Verwaltungshandelns und
auch der Anschein fremder Einflussnahme bei der Wahrneh-
mung offentlicher Aufgaben auszuschliefen ist und wenn im
Einzelfall keine sonstigen Hinderungsgriinde entgegenstehen.

1.1 Sponsoring ist insbesondere zulassig fiir Zwecke der Offentlich-
keitsarbeit und fiir reprisentative Veranstaltungen der Landes-
regierung sowie der Landesverwaltung, fiir soziale Mainahmen,
sowie zur Forderung des Sports, des Umweltschutzes, der Er-
ziehung und Bildung, der Wissenschaft und der Kultur, wenn
jeder Einfluss auf die Inhalte auszuschlieBen ist.

1.2 Sponsoring ist auch zulissig, wenn bei politischen Initiativen
der offentlichen Einrichtung selbst kein unmittelbarer Nutzen
zuflieBt, sondern zur Forderung der von der 6ffentlichen Ein-
richtung angestrebten Ziele privaten Dritten Vergiinstigungen
gewihrt werden. Sofern dabei fiir private Dritte Verglinstigun-
gen bei Unternehmen oder Sonstigen méglich sind, sind aktive
und passive Werbeleistungen seitens des Landes fir den Spon-
sor oder Vertragspartner wie zum Beispiel Verlinkungen auf
Internetseiten der Anbieter zuldssig, auch wenn diese aus steu-
erlicher Sicht eine wirtschaftliche Tatigkeit begriinden kénnen
(zu den Einzelheiten siehe IV.6). Die obersten Landesbehérden
koénnen anordnen, dass die nachgeordneten Behérden ihres Ge-
schiftsbereiches von der Ausnahmemoglichkeit nach Satz 2 nur
im Einvernehmen mit der obersten Landesbehorde Gebrauch
machen konnen.

1.3 Sponsoring ist zugunsten von Schulen zuléssig, wenn die Inter-
essen des Sponsors mit den padagogischen Zielen des Bildungs-
auftrages zu vereinbaren sind. § 10 Abs. 2 der Dienstordnung
fiir Lehrkréfte, Schulleiterinnen und Schulleiter und sozialpad-

=
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agogische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vom 4. November
2011 (ABL. S. 870), ist zu beachten. -

2. Sponsoring ist ausgeschlossen, wenn der Anschein fremder Ein-
flussnahme bei der Wahrnehmung 6ffentlicher Aufgaben ent-
stehen konnte. Dies gilt insbesondere fiir nachfolgende Bereiche:

2.1 Ordnungs- und Genehmigungsbehtrden, wenn die Sponsoren
als Adressaten oder Antragsteller des Verwaltungshandelns in
Frage kommen.

2.2 Aufsichtsbehérden, deren potenzielle oder tatsidchliche Spon-
soren aus dem Aufsichtsbereich oder aus dem Umfeld der Adres-
saten der Aufsicht stammen.

2.3 Bewilligungsbehorden, wenn die Sponsoren oder deren Umfeld
potenzielle oder tatséchliche Zuwendungsempiénger (im Sinne
der BHO/LHO) sein kénnten.

2.4 Offentliche Stellen mit Beschaffungsaufgaben, wenn die Spon-
soren oder deren Umfeld aus dem Kreis méglicher Auftragneh-
mer oder Lieferanten stammen konnten, es sei denn, Sponsoring
ist ausdriicklich nach Ziffer 1.1 und 1.2 zulissig.

2.5 Offentliche Stellen mit Planungsaufgaben, wenn die Interessen
der Sponsoren oder ihres Umfeldes mittelbar oder unmittelbar
durch die Planung bertihrt sein kénnten, es sei denn, Sponsoring
ist ausdriicklich nach Ziffer 1.1 und 1.2 zuléssig.

2.6 Offentliche Triager der Wohlfahrtspflege (wie zum Beispiel Tri-
ger der Sozialhilfe, Versorgungs- und Sozialbehoérden), wenn
die Interessen der Sponsoren mittelbar oder unmittelbar durch
Leistungen der Wohlfahrtspflege bertiihrt sein kénnten.

2.7 Dienststellen, die berufsbezogene Priifungen oder Eignungs-
prifungen durchfiihren, wenn der Sponsor oder eine Person aus
seinem Umfeld tatsichlicher oder potenzieller Kandidat solcher
Prifungen ist.

2.8 Verfassungsschutzbehorden, es sei denn, Sponsoring ist aus-
driicklich nach Ziffer 1.1 zulassig.

3. Fiir den Bereich der Polizei gilt Folgendes:

Sponsoring ist ausgeschlossen, soweit die Polizei im Bereich der
Eingriffsverwaltung tatig wird. Ausnahmsweise ist Sponsoring
auBlerhalb der polizeilichen Eingriffsverwaltung fiir den Bereich
der Pravention in Betracht zu ziehen. Im Rahmen der Durchfiih-
rung von praventiven Aufgaben und Projekten wird grundsatz-
lich ein ressortiibergreifender und gesellschaftlicher Ansatz ver-
folgt, der maBigeblich zu berticksichtigen ist. Das heil3t, die finan-
ziellen oder materiellen Zuwendungen sollten grundsitzlich an
Empfénger auBlerhalb der Polizei erfolgen. Optimal erscheint,

dass andere Organisationen (zum Beispiel Priaventionsrite, Ver-
kehrswacht) die MaBnahmen durchfiihren, die gesponserten Mit-
tel verwalten und die Polizei sich an den Mafnahmen beteiligt.

Die Annahme von angebotenen oder eingeworbenen Sponso-
ringleistungen durch die Polizei bedarf der schriftlichen Ein-
willigung durch eine tibergeordnete Stelle. Fiir die Durchfiih-
rung von Praventions- oder VerkehrssicherheitsmaBnahmen auf
ortlicher Ebene obliegt die Zustimmung dem Prasidium fir
Technik, Logistik und Verwaltung. Dabei ist in jedem Fall zu
prifen, ob bei solchen Mafinahmen die Polizei als Veranstalter/
Organisator tatig wird. Fiir landesweite Mainahmen der Pra-
vention oder Verkehrssicherheit (zum Beispiel Netzwerk gegen
Gewalt) und solche, die das Présidium fiir Technik, Logistik
und Verwaltung betreffen, ist die schriftliche Einwilligung der
obersten Dienstbehorde einzuholen.
4. Im Ubrigen ist Folgendes zu beachten:

4.1 Die Uberlassung von Personal an die Dienststellen durch Spon-
soren oder die Finanzierung von offentlichen Beschaftigten ist
ausgeschlossen.

4.2 Sponsoring ist ausgeschlossen wenn der Gesetzgeber oder die
Landesregierung mit der Durchfiihrung der Aufgabe erkennba1
nicht einverstanden ist.

4.3 Einmalige Sachleistungen sind nur zulassig, wenn das Tragen
der Folgekosten im Landeshaushalt gewahrleistet ist.

4.4 Sponsoring ist unzulissig, wenn in Folge der SponsoringmaB-
nahme Zusatzkosten entstehen wiirden, die dem Willen des
Haushaltsgesetzgebers zuwiderlaufen.

In Zweifelsfillen entscheidet die oberste Landesbehorde oder
die von ihr bestimmte Stelle.

IV. Durchfithrung von Sponsoringmafinahmen

1. Zulassige SponsoringmaBnahmen sind durch einen Sponsoring-
vertrag aktenkundig zu machen. Dabei ist schriftlich festzuhal-
ten, welche Tdtigkeiten geftrdert werden, welche spezifischen
Leistungen der Sponsor erbringt und welche Verpflichtungen
die Behorde tibernimmt. Ein Muster fir einen Sponsoringver-
trag ist als Anlage 1 beigefiigt. Die fiir die Korruptionspréiven-
tion zusténdige Stelle oder eine von der Behdrdenleitung zu
bestimmende Stelle ist bei SponsoringmafBnahmen zu beteiligen.

2. Beider Auswahl von Sponsoringpartnern ist die Chancengleich-
heit konkurrierender Sponsoren zu gewéhrleisten. Die Entschei- -
" dung fiir einen Sponsor muss objektiv und neutral getroffen
werden und auf sachgerechten und nachvollziehbaren Erwa-
gungen beruhen. Mafstab fiir die Entscheidung kénnen die in-
dividuelle Zuverlassigkeit, die finanzielle Leistungsfahigkeit,
die Geschaftspraktiken und -grundsitze sowie die Kunden- und
Medienprofile des Sponsors sein. Die Griinde fiir die Auswahl
entscheidung sind schriftlich zu dokumentieren.

3. Die Behorde darf keine Verpflichtung iibernehmen, die einen
Verstof} gegen das Gesetz gegen unlauteren Wettbewerb darstel-
len wiirden.

4. Bei Sponsoringeinnahmen sind die haushaltsrechtlichen Be-
stimmungen zu beachten.

5. Bei der Annahme von Sponsoring diirfen tiber den Inhalt der
+ Absprachen hinaus keine weiteren Verpflichtungen begriindet
oder Erwartungen geweckt werden.

6. Das Land Hessen unterliegt mit seinen Sponsoringtatigkeiten
der Kérperschaft-, Gewerbe- und Umsatzsteuer, wenn dadurch
ein Betrieb gewerblicher Art (§ 4 des Korperschaftsteuergeset-
zes) begriindet wird oder das Sponsoring einem bestehenden
Betrieb gewerblicher Art zuzurechnen ist. Fiir die zur Begriin-
dung eines steuerpflichtigen Betriebes gewerblicher Art erfor-
derliche Abgrenzung zur steuerlich unbeachtlichen Vermégens-

. verwaltung ist auf die Grundsétze des Schreibens des Bundes- -
ministeriums der Finanzen vom 18. Februar 1998 (BStBl I
S. 212) und die Ausfiihrungen in Abschnitt 1.1 Abs. 23 Satz 1
und 2 des Umsatzsteuer-Anwendungserlasses zurtickzugreifen.
In diesem Zusammenhang sind auch die Ausfithrungen in den
Fubnoten 3 und 4 der Anlage 1 zu beachten. Soweit die steuer-
liche Behandlung der Sponsoringmafnahmen unklar ist, soll
sich der Sponsoringnehmer (Land Hessen, vertreten durch die
jeweilige Behorde) vor Abschluss des Sponsoringvertrages mit
dem jeweils zustandigen Finanzamt abstimmen.

.7. Wird zur Erlangung von Sponsoring ein Dritter (zum Beispiel

HA Hessen-Agentur GmbH) eingeschaltet, ist die Dienststelle
verpflichtet, fiir die Einhaltung der Regelungen dieser Richtli-
nie durch entsprechende vertragliche Vereinbarungen mit dem
Dritten Sorge zu tragen. Die Annahme der Sponsoringleistung
sowie der Sponsoringvertrag sollen in diesem Fall der Zustim-
mung der Dienststelle unterliegen.

V. Spenden und mizenatische Schenkungen

1. Die Annahme von Spenden und méizenatischen Schenkungen
durch die Dienststellen ist unbedenklich, wenn nicht im Ein-
zelfall ein Anschein fiir eine mogliche Beeinflussung bei der
Wahrnehmung o6ffentlicher Aufgaben zu befiirchten ist. Die
Grundsétze fir die verwaltungsmaBige Behandlung von Spon-
soring (Abschnitt IV) gelten auch fiir Spenden und mézenatische
Schenkungen. Abweichend von Abschnitt VI Ziffer 1 bedarf es
keines Vertrages. Die Annahme der Spende oder mézenatischen
Schenkung ist jedoch aktenkundig zu machen.

2. Fir den Bereich der Polizei gilt Folgendes:

2.1 Die Gewahrleistung der 6ffentlichen Sicherheit wird verstarkt
als gesamtgesellschaftliche Aufgabe erkannt. Daher sollen
Griindungen von Vereinen und Initiativen, deren Ziel die Un-
terstiitzung der Polizei ist, auch von der Polizei ideell gefoérdert
werden. Im Vordergrund steht dabei die ideelle Unterstiitzung
der Polizei durch diese Vereine und Initiativen. Finanzielle und
sonstige materielle Unterstiitzungsformen fir die Polizei mis-
sen die Ausnahme bleiben.

2.2 Bei beabsichtigten finanziellen Zuwendungen sind potenzielle
Spenderinnen und Spender zunachst auf die Hessische Polizei-
stiftung beim Hessischen Ministerium des Innern und fiir Sport,
Friedrich-Ebert-Allee 12, 65185 Wiesbaden, zu verweisen.

2.3 Spenden an einzelne Polizeidienststellen diirfen von dieser nicht
unmittelbar entgegengenommen werden. Den Polizeidienststel-
len diirfen nur die oben genannten Vereine und Initiativen als
Spender gegeniibertreten. Treten diese an eine Polizeidienst-
stelle mit dem Wunsch heran, dieser eine Spende zukommen zu
lassen, sind sie an die Leitung des Préasidiums fiir Technik, Lo-
gistik und Verwaltung zu vermitteln. Diese klart mit der betref-
fenden Dienststelle einen méglichen Bedarf an Ausstattung und
uberpriift ferner die Sachspenden auf ihre Qualitdt und Kom-
patibilitdt mit der bereits vorhandenen Ausstattung.

2 4 Einzelne Spender und mézenatische Schenkungen miissen ge-
genuber der begiinstigten Polizeidienststelle anonym bleiben
und sind daher an das Prasidium fiir Technik, Logistik und
Verwaltung zu verweisen. Dieses ist beauftragt, Geld- und Sach-
spenden entgegenzunehmen, zu koor dlmeren und sie den
Dienststellen zukommen zu lassen.

VI. Werbung

1. Werbevertrage mit den Dienststellen sind bedenklich, es sei
denn, es kénnen im Einzelfall ein Anschein fiir eine mégliche
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Beeinflussung bei der Wahrnehmung 6ffentlicher Aufgaben und
sonstige Hinderungsgriinde ausgeschlossen werden. Die Auf-
nahme von Werbeanzeigen in Broschiiren oder Informations-
zeitschriften ist grundsatzlich zuléssig, sofern die Werbeanzeige
mit deren Inhalt und Zielen vereinbar ist. Das Anbringen von
Werbung an landeseigenen Kulturdenkmalern ist grundsatzlich
zuldssig, sofern die Werbung mit den Inhalten und Zielen von
Denkmalschutz und Denkmalpflege vereinbar ist und das Ver-
fahren nach § 16 Abs. 1 Nr. 4 des Hessischen Denkmalschutz-
gesetzes in der Fassung vom 5. September 1986 (GVBL. I S. 270),
zuletzt gedndert durch Gesetz vom 4. Mérz 2010 (GVBIL. I S. 72),
eingehalten wurde. Hinsichtlich der Durchfithrung von aus-
nahmsweise zuldssigen Werbevertrigen sollte wie beim Spon-
soring verfahren werden.

2. Fir den Bereich der Eingriffsverwaltung, insbesondere die Po-
lizei, ist der Abschluss von Werbevertriagen aus Neutralitits-
griinden ausgeschlossen.

VII. Sponsoringbericht

Dem Hessischen Landtag ist alle zwei Jahre ein Sponsoringbericht
vorzulegen. In dem Bericht kénnen einzelne Sponsoringleistungen,
Werbeeinnahmen, Spenden und mézenatische Schenkungen von je
bis zu 5000 Euro zusammengefasst werden. Zur. Vorbereitung des
Berichts sind finanzielle Zuwendungen aus Sponsoring, Werbung
und mizenatischen Schenkungen zu erfassen und dem Hessischen
Ministerium des Innern und fiir Sport auf Anforderung zuzuleiten.
Da der Name des Gebers in den Sponsoringbericht nur aufgenom-

1en werden kann, sofern eine Einverstdndniserklidrung des Gebers
.orliegt, ist die Entgegennahme der Leistung oder Zuwendung nur
moglich, sofern der Geber zur Abgabe einer entsprechenden Ein-
verstandniserkldrung bereit ist. Ein Muster der Einverstdndniser-
klarung fiir die Falle, in denen keine Regelung im Rahmen eines
Sponsoringvertrages erfolgt, ist als Anlage 2 beigefiigt. Von einer
Namensnennungspflicht kann bei mézenatischen Schenkungen im
Bereich der Kultur abgesehen werden. In den Sponsoringbericht
sind auch die Leistungen und Zuwendungen aufzunehmen, die iiber
einen Dritten (zum Beispiel HA Hessen-Agentur GmbH) erlangt
wurden. Satz 1 bis 4 und 6 gelten auch fiir den Bereich des Hessi-
schen Ministeriums der Justiz. Bei Drittmittelférderung handelt es
sich nicht um Sponsoring im Sinne dieses Runderlasses. Diese wird
daher nicht in den Sponsoringbericht aufgenommen.

*) Die Definitionen der Begriffe in IT Nt. 1 bis 4 sind angelehnt an den
Bericht des BRH vom 29. Dezember 2000, S. 10-13 (Quelle: Bundes-
rechnungshof; Beratung des Bundesministerium des Innern und der
Finanzen nach § 88 Abs. 2 BHO anlésslich der Priifung und Finan-
zierung von Aufgaben des Bundes durch Sponsoring, Spenden und
sonstigen Zuwendungen Dritter vom 29. Dezember 2000). Siehe zur
Begrifflichkeit auch die Definition des BMF im Schreiben vom 18. Fe-
bruar 1998 zur ertragsteuerlichen Behandlung des Sponsoring
(BStBLIS. 212-213).

Wiesbaden, den 8. Dezember 2015

Hessische Staatskanzlei
Z 4-HH02/0066

Hessisches Ministerium
des Innern und fiir Sport
Z 8-06c01-01-14/001

'Hessiséhes Ministerium der Finanzen
.H 1200 A-100-19/18

Hessisches Ministerium der Justiz
5101-Z/C 1-2003/4919-Z/C

Hessisches Kultusministerium
004.000.900-00030

Hessisches Ministerium
fiir Wissenschaft und Kunst
023.021-(0000)

Hessisches Ministerium fiir

Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz

14 B-003a 06

Hessisches Ministerium
fiir Soziales und Integration
15 a 2/2015

Hessisches Ministerium
fiir Wirtschaft, Energie, Verkehr
und Landesentwicklung
Z 4-1-028-a-09#020
— Giilt.-Verz. 3200 -
StAnz. 3/2016 S. 86

Anlage 1
Sponsoringvertrag (Muster)!
zwischen
dem Land Hessen,
vertreten durch ¢ [Behorde],

im Folgenden ,,Sponsoringnehmer“ genannt,
und

o [Firma/Name], ¢ [Adresse], vertreten durch ¢ [Name und Funktion
der vertretungsberechtigten Person/en],

im Folgenden ,Sponsor” genannt
Priaambel

Sponsoring tragt in geeigneten Fillen unterstiitzend dazu bei, Ver-
waltungsziele zu erreichen. Neben dem Motiv zur Férderung des
gésponserten Produkts verspricht sich der Sponsor von seiner Spon-
soringleistung eine Erh6hung seines unternehmerischen Ansehens.
Das Land Hessen ist als Trager 6ffentlicher Verwaltung zu absolu-
ter Integritdt und Neutralitidt verpflichtet. Sponsoring muss mit
der 6ffentlichen Aufgabenerfiillung vereinbar sein. Mit dem Spon-
soring diirfen keine rechtswidrigen Ziele verfolgt werden. Sponso-
ring ist nur zuldssig, wenn der Anschein einer méglichen Beein-
flussung bei der Wahrnehmung des Verwaltungshandelns auszu-
schlieBen ist. Fiir das Sponsoring gilt daher die Sponsoring Richt-
linie ,,Grundsitze fiir Sponsoring, Werbung, Spenden und méze-
natische Schenkungen zur Finanzierung 6ffentlicher Aufgaben®,
Gemeinsamer Runderlass vom 8. Dezember 2015 (nachfolgend
,Sponsoring Richtlinie®). Sie sorgt flir Transparenz bei Sponso-
ringleistungen an die Hessische Landesverwaltung und wahrt die
Integritdt und Neutralitat des Landes.

Dies vorausgeschickt schliefien die Parteien folgenden Vertrag:

§ 1 Vertragsgegenstand

e[Darstellung des Vertragsgegenstandes — konkrete Darstellung der
gesponserten Mafinahme durch Vertragsparteien], nachfolgend ,ge-
sponsertes Produkt”.

§ 2 Leistung des Sponsors

(1) Der Sponsor stellt dem Sponsoringnehmér fiir die Durchfithrung
des gesponserten Produkts zweckgebunden

_  Geldmittel in Hohe von ¢ Euro*’

— Sachmittel in Form von © *

- Dienstleistungen in Form von ¢ *

einmalig/fiir die Dauer von ... * zur Verfiigung (nachfolgend , Spon-
soringleistung”).

(2) Die Sponsoringleistung wird [in Teilbetrdgen von ® Euro je-
weils*] zum ... fallig. [Der Betrag ist auf das Konto [Kto./BLZ/
Kreditinstitut] zu iiberweisen.*1]?

§ 3 Namensrechtsiiberlassung und Eigenwerbung?

(1) Der Sponsor erhilt wahrend der Dauer des Vertrages den Namen
,Offizieller Sponsor” des gesponserten Produkts.

(2) Der Sponsor ist berechtigt, in eigenen Publikationen, eigener
Werbung und in den Medien [nach vorheriger Abstimmung mit dem
Sponsoringnehmer] auf Art, Wert und Umfang seiner Sponso-
ringleistung hinzuweisen.

(3) Der Sponsor ist nicht berechtigt, das gesponserte Produkt oder
die ausfithrenden Behérden des Sponsoringnehmers inhaltlich zu’
beeinflussen.

§ 4 Leistung des Sponsoringnehmers, Umsatzsteuer

(1) Der Sponsoringnehmer verpflichtet sich im Gegenzug, auf die
Unterstiitzung des gesponserten Produkts durch den Sponsor bei,
folgenden 6ffentlichkeitswirksamen MaBnahmen (wie z.B. Internet-
auftritt, MaBnahmen im Rahmen einer Veranstaltung oder samtli-

1 Dieser Vertrag ist ein unverbindliches Muster mit beispielhaften
Regelungen. Das Muster entbindet den Verwender nicht von der
Pflicht, die Bestimmungen -des Mustervertrages in eigener Verant-
wortung auf ihre Anwendbarkeit, Interessengerechtigkeit und
Rechtsfolgen im Einzelfall hin zu priifen und den Vertrag entspre-
chend anzupassen und zu erginzen bzw. erforderlichen Rechtsrat
einzuholen. o

2 Bei Sachleistungen und Dienstleistungen ist eine entsprechende Fal-
ligkeitsregelung fiir den Einzelfall zu treffen

3 Ein Betrieb gewerblicher Art wird nicht begriindet, wenn der Spon-
soringnehmer dem Sponsor nur die Nutzung seines Namens zu Wer-
bezwecken in der Weise gestattet, dass der Sponsor selbst zu Werbe-
zwecken oder zur Imagepflege auf seine Leistungen an die Korper-
schaft hinweist. Die Ausfithrungen in Abschnitt 1.1 Absatz 23 Satze
3 und 4 Umsatzsteuer-Anwendungserlass sind unbeachtlich, wenn
kein Betrieb gewerblicher Art besteht oder das Sponsoring keinem
Betrieb gewerblicher Art zuzuordnen ist und sich Aussagen zum
Leistungsaustausch deshalb ertibrigen.
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chen Printmedien) ohne besondere Hervorhebung* des Sponsors
und ohne Verlinkung zu dessen Internetseiten?® wie folgt hinzuwei-
sen:

¢ [Regelung einfiigen]

(2) Offentlichkeitswirksame MaBnahmen sind zuvor mit dem Spon-
sor abzustimmen.

(3) Dem Sponsor ist bekannt, dass sich eventuelle Anderungen
sowohl hinsichtlich der Durchfiihrung des gesponserten Produkts
als auch bei einzelnen Aktivititen ergeben konnen. In diesem Fall
werden beide Parteien anstreben, sich tiber eine gleichwertige Al-
ternative zu verstiandigen.

(4) Der Sponsoringnehmer ist nicht daran gehindert, weitere Spon-
soringvertrdge mit anderen Sponsoren abzuschliefen, auch wenn
es sich um Wettbewerber des Sponsors handelt.

(5) Die Parteien gehen davon aus, dass der Sponsoringnehmer ge-
geniiber dem Sponsor mit der Rechtseinrdumung nach § 3 und den
sonstigen Leistungen gemiB § 4 Abs. 1, 2 keine steuerbaren Leis-
tungen bewirkt. Bei einer davon abweichenden Beurteilung durch
das Finanzamt gilt die gemiB § 2 vereinbarte Sponsoringleistung
als Nettobetrag. Die auf ein mégliches Entgelt entfallenden Um-
satzsteuern werden dann vom Sponsor zusétzlich an den Sponso-
ringnehmer gegen Ausstellung einer Rechnung im Sinne des § 14
Umsatzsteuergesetz gezahlt.

§ 5 Transparenz

Der Sponsor ist damit einverstanden, dass der Sponsoringnehmer
die Sponsoringleistung nach Art, Wert und Umfang unter Nennung
des Namens/der Firma des Sponsors aus Griinden der Transparenz
der 6ffentlichen Verwaltung im Bericht iiber die Sponsoringleistun-
gen an die Landesverwaltung in Hessen, auf seinem Internetauftritt
oder in sonst geeigneter Weise versffentlicht.

§ 6 Haftung

(1) Der Sponsoringnehmer iibernimmt keine Haftung fiir den Wer-
beerfolg des Sponsors aus dem gesponserten Produkt. Die Haftung

des Sponsoringnehmers fiir Untergang oder Verschlechterung der .

zugewendeten Sachen des Sponsors ist ausgeschlossen, soweit dem
Sponsoringnehmer nicht Vorsatz oder grobe Fahrlassigkeit zur Last
fallt.

(2) Der Sponsoringnehmer ist allein fiir die Durchfiithrung der ge-
forderten MaBinahme verantwortlich. Der Sponsor haftet nicht fiir
Schéden, die dem Sponsoringnehmer im Zusammenhang mit der
Durchfithrung der geférderten MaBnahme entstehen, wenn dem
Sponsor nicht Vorsatz oder grobe Fahrlsssigkeit zur Last f4llt. Ein
Rickgriff des Sponsoringnehmers bei Inanspruchnahme ‘durch
Dritte ist insoweit ausgeschlossen.

§ 7 Verschwiegenheit

(1) Der Sponsor hat, auch nach Beendigung des Vertrages, tiber die
ihm bei seiner Titigkeit bekannt gewordenen dienstlichen Angele-
genheiten des Sponsoringnehmers Verschwiegenheit zu bewahren.
Hierzu verpflichtet er auch seine Mitarbeiter, Beschiftigten und
Erfiullungsgehilfen.

(2) Von dienstlichen Schriftstiicken, Zeichnungen und sonstige Un-
terlagen, die dem Sponsor in Ausfithrung des Vertrages zugénglich
gemacht wurden, diirfen ohne Zustimmung des Sponsoringnehmers
keine Ausfertigungen, Ablichtingen oder sonstige Vervielfaltigun-
gen gefertigt werden. Bei Vertragsbeendigung sind etwa ausgehin-
digte oder vervielfaltigte Unterlagen dem Sponsoringnehmer un-
aufgefordert vollstindig zuriickzugeben.

§ 8 Vertragsdauer

(1) Dieser-Vertrag tritt durch beiderseitige Unterzeichnung durch
die Vertragsparteien in Kraft.

[Der Vertrag wird befristet abgeschlossen und endet mit Ablauf des
® (bei Dauer-Sponsoring)./*] Dieser Vertrag endet durch vorzeitige
Beendigung (§ 9) oder durch die Beendigung des gesponserten Pro-
dukts, wenn es sich um eine einmalige MaBlnahme handelt, ohne
dass es einer ausdriicklichen Erklirung der Vertragsparteien be-
darf.

* Ein Betrieb gewerblicher Art liegt nicht vor, wenn der Sponsoring-

nehmerz.B. auf Plakaten, Veranstaltungshinweisen, in Ausstellungs-
katalogen oder in anderer Weise auf die Unterstiitzung durch einen
Sponsor lediglich hinweist. Dieser Hinweis kann unter Verwendung
des Namens, Emblems oder Logos des Sponsors, jedoch ohne beson..
dere Hervorhebung oder Verlinkung zu dessen Internetseiten, erfol-
gen. Ein Betrieb gewerblicher Art liegt dagegen vor, wenn die Kor-
perschaft an den WerbemaBnahmen mitwirkt. Soweit die steuerliche
Behandlung der SponsoringmaBnahmen unklar ist, soll sich der
Sponsoringnehmer (Land Hessen, vertreten durch die jeweilige Be-
horde) vor Abschluss des Sponsoringvertrages mit dem jeweils zu-
sténdigen Finanzamt abstimmen.

§ 9 Vorzeitige Beendigung
[Individuelle Regelung einfiigen]®

§ 10 Schriftform

Miindliche Nebenabreden zu diesem Vertrag bestehen nicht. Ande-
rungen oder Ergénzungen dieses Vertrags bediirfen der Schriftform.
Dies gilt auch fiir eine Anderung dieser Bestimmung.

§ 11 Gerichtsstand, anwendbares Recht

(1) Gerichtsstand fiir alle sich aus oder im Zusammenhang mit
diesem Vertrag ergebenden Rechtsstreitigkeiten ist ausschlieBlich
der Sitz des Sponsoringnehmers.

(2) Der Vertrag unterliegt deutschem Recht.

' § 12 Salvatorische Klausel

?ollten in diesem Vertrag eine oder mehrere Bestimmungen aus
atséchlichen oder rechtlichen Griinden unwirksam sein oder wer-
den, so wird die Giiltigkeit des Vertrages im Ubrigen nicht bertihrt.
Fir diesen Fall verpflichten sich die Vertragsparteien, unter Be-
rlicksichtigung des Grundsatzes von Treu und Glauben an Stelle
der unwirksamen Bestimmung eine wirksame Bestimmung zu ver-
einbaren, welche dem Sinn und Zweck der unwirksamen Bestim-
mung moglichst nahe kommt und von der anzunehmen ist, dass die
Parteien sie im Zeitpunkt des Vertragsschlusses vereinbart hatten,
wenn sie die Unwirksamkeit gekannt oder vorhergesehen hitten.

Ort/Datum Sponsoringnehmer

Ort/Datum Sponsor

* Unzutreffendes bitte streichen.

® Der Sponsoringvertrag ist ein gesetzlich nicht geregelter, atypischer .

Vertrag, fiir den grundsitzlich die Regelungen des Allgemeinen
Schuldrechts gelten. Daneben kann das Recht gesetzlich geregelter
Vertragstypen anwendbar sein, wenn und soweit der individuelle
Sponsoringvertrag Ahnlichkeit mit einem solchen geregelten Vertrag
aufweist. Inwieweit der Vertrag fiir die Zukunft gekiindigt oder fir
die Vergangenheit riickabgewickelt werden kann, hingt zudem davon
ab, ob der Vertrag ein Dauerschuldverhiltnis darstellt oder einen
einmaligen Leistungsaustausch vorsieht. Die Ermittlung des an-
wendbaren Rechts hingt also vom Einzelfall ab und kann zu erheb-
lichen Rechtsunsicherheiten und Streitigkeiten fiihren.

Um dem vorzubeugen, sollte der Vertrag fiir den Fall der Leistungs-
stdrung eine Regelung enthalten, die sich an der Interessenlage der
Parteien im Einzelfall orientiert. Sie sollte verbindlich festlegen,
unter welchen Voraussetzungen der Vertrag von wem vorzeitig be-
endet werden kann und welche Rechtsfolgen bei einer vorzeitigen
Beendigung eintreten sollen.

Anlage 2

Name uhd Ort, Datum

Adresse
des Zuwendungsgebers

Einverstindniserklirung

Bezeichnung des Projekts/Vorhabens/Produkts
zugewendeter Betrag in Euro
zugewendeter Betrag in Worten

Hiermit erklare ich mich damit einverstanden, dass zur Wakrung
des Transparenzgebotes bei der Finanzierung offentlicher Aufgaben
gegeniiber dem hessischen Landtag mein Name/mein Unterneh-
men, der fiir das o. a. Projekt/Vorhaben/Produlkt zugewendete Be-
trag sowie der Zuwendungszweck im Bericht tiber die Sponso-
ringleistungen an die Landesverwaltung in Hessen veréffentlicht
werden darf.

Unterschrift



Dienstanweisung

der Stadt Weiterstadt tGiber das Verfahren bei
Veranderung von Ansprichen
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1. Allgemeine Vorschriften
1.1 Geltungsbereich

Diese Dienstanweisung regelt das Verfahren bei Veranderung von Anspriichen der Stadt
Weiterstadt gegenuber Dritten.

Fur die Veranderung von Anspriichen kommen die folgenden Verfahren in Betracht:

Stundung

Aussetzung der Vollziehung eines Verwaltungsaktes
Niederschlagung

Erlass

1.2 Rechtsgrundlagen

Bei der Veranderung von Anspriichen sind die gesetzlichen Bestimmungen und Erlasse in der
jeweils gultigen Fassung zu beachten. Dies sind insbesondere:

o Gemeindekassenverordnung (GemKVO)
o Hessische Gemeindeordnung (HGO)
¢ Verwaltungsgerichtsordnung (VWGO)

Bei 6ffentlichen Abgaben:

e Hessisches Kommunalabgabengesetz (KAG)
e Abgabenordnung (AO) und Anwendungserlass zur AO

Bei sonstigen Forderungen:

¢ Gemeindehaushaltsverordnung (GemHVO)

Bei Nebenforderungen ist auRerdem die Dienstanweisung der Gemeinschaftskasse der
Gemeinden des Landkreises Darmstadt-Dieburg zu beachten.

2. Stundung
2.1 Begriffsbestimmung

Die Stundung ist die Gewéahrung eines Zahlungs- oder Leistungsaufschubs, mit der die
Falligkeit des Anspruchs hinausgeschoben wird.



2.2 Rechtsgrundlagen

Es gelten fur die Stundung von Abgaben die 88 222, 234, 238 AO i. V. m. 8§ 4 KAG und fur die
Stundung sonstiger Anspriche 8§ 30 Abs. 1 GemHVO.

2.3 Voraussetzungen und Verfahren
Anspriiche durfen auf Antrag ganz oder teilweise gestundet werden, wenn

e ihre Einziehung bei Falligkeit fir den Schuldner eine erhebliche Harte bedeuten wirde
und
e der Anspruch durch die Stundung nicht gefahrdet wird.

Eine erhebliche Harte fiir den Schuldner ist dann anzunehmen, wenn er sich aufgrund
ungunstiger wirtschaftlicher Verhaltnisse voribergehend in ernsthaften Zahlungsschwierigkeiten
befindet oder diese Schwierigkeiten eintreten wirden, wenn der Anspruch bei zwangsweiser
Einziehung realisiert wirde.

Eine Gefahrdung der Forderung ist dann anzunehmen, wenn die konkrete Mdglichkeit besteht,
dass der Schuldner sich der Verpflichtung zur Leistung entziehen will.

Offentlich rechtliche Forderungen werden durch einen Verwaltungsakt (Stundungsverfiigung),
privatrechtliche Forderungen durch eine vertragliche Vereinbarung gestundet. Stundungen sind
grundsatzlich unter Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs schriftlich zu gewahren und sollen
einen Zeitraum von einem Jahr nicht Gberschreiten (vgl. Nr. 9 der Hinweise zu § 30 GemHVO).

In besonderen Fallen ist eine angemessene Sicherheit zu verlangen. Diese kann beispielsweise
bestehen in:

e Hinterlegung von Wertpapieren (8§ 234 BGB)

e Verpfandung beweglicher Sachen (8§ 237 BGB)

e Bestellung von Grundpfandrechten an inlandischen Grundstiicken
(88 232, 1113 ff, 1191 ff BGB)

¢ Verpfandung von Forderungen, fir die eine Hypothek an einem inlandischen
Grundstiick oder an einem eingetragenen Schiff besteht (§ 238 BGB)

¢ Stellung eines tauglichen Birgen unter Verzicht auf die Einrede der Vorausklage
(8 239 BGB)

e Abtretung von Forderungen (8 398 BGB)

e Sicherungsibereignung (88 929, 930 BGB)

e Eigentumsvorbehalt (§ 455 BGB)

Bei einer Ratenzahlung ist mit dem Schuldner zu vereinbaren, bzw. eine Widerrufsklausel
aufzunehmen, dass die Restforderung sofort in einer Summe féllig wird, wenn er die Frist fur die
Zahlung von zwei Raten nicht einhalt.



2.4 Verzinsung

Fur die Dauer einer gewahrten Stundung werden Stundungszinsen erhoben. Sie sind von dem
Tag an, an dem der Zinslauf beginnt, nur fur volle Monate zu zahlen; angefangene Monate
bleiben aul3er Ansatz.

Die Zinsen betragen fur alle Abgaben (Steuern, Beitrage, Gebuhren) je Monat 0,5 v. H. gemaf
88 234, 238 AO i. V. m. 8§ 4 KAG. Fur die Berechnung der Zinsen wird der zu verzinsende
Betrag jeder Forderungsart auf den nachsten durch 50 € teilbaren Betrag abgerundet.

Fur alle sonstigen Forderungen betragen sie drei Prozentpunkte tber dem jeweiligen Basiszins
der Europaischen Zentralbank (8 247 BGB), soweit nicht eine abweichende vertragliche
Regelung vorliegt. Der aktuelle Basiszins ist von der Bundesbank unter der Internetadresse
www.bundesbank.de abzurufen. Bei der Berechnung des Zinssatzes ist der am Ersten des
Monats geltende Basiszins zu verwenden (vgl. Nr. 4 der Hinweise zu § 30 GemHVO). Der
Zinssatz kann im Einzelfall abgesenkt werden. Dies kann insbesondere in Betracht kommen,
wenn die Stundungszinsen die Zahlungsschwierigkeiten des Schuldners verscharfen wirden.

Auf die Erhebung von Stundungszinsen kann verzichtet werden, wenn der Schuldner dadurch
in seiner wirtschaftlichen Situation schwer geschadigt wirde oder sich die Stundungszinsen auf
weniger als 10 € belaufen wurden.

2.5 Zustandigkeit
Fur die Gewahrung von Stundungen gelten folgende Regelungen:

Bei einer Dauer der Stundung bis zu 12 Monate und einer Gesamtforderung je Schuldner
entscheidet:

e bis zu einer Héhe von 1.000 € der jeweilige Fachbereichsleiter/Stabsstellenleiter,
e bis zu einer Hohe von 10.000 € der Blrgermeister.

In allen anderen Fallen entscheidet der Magistrat.

Die entscheidende Stelle hat die Beschliisse bzw. Vermerke herbeizufiihren.

2.6 Zusammenarbeit mit der Gemeinschaftskasse

Die jeweilige Stelle hat die Stundung spatestens mit der Benachrichtigung des
Zahlungspflichtigen der Gemeinschaftskasse der Gemeinden des Landkreises Darmstadt-
Dieburg (Gemeinschaftskasse) und der Stabsstelle Finanzen/Controlling schriftlich mitzuteilen.

Soweit ein Beitreibungsverfahren eingeleitet ist, hat die entscheidende Stelle die
Gemeinschaftskasse vor Entscheidungen tber die Stundung einzuschalten.

Die Gemeinschaftskasse darf Stundungen nicht gewéhren. Sie kann die Beitreibung vorlaufig
aussetzen, wenn die Voraussetzungen fur eine Stundung vorliegen. Die Gemeinschaftskasse
hat in diesen Fallen unverziglich die Entscheidung im Rahmen der Zustandigkeitsregelung
herbeizufuhren.



3. Aussetzung der Vollziehung eines Verwaltungsaktes
3.1 Begriffsbestimmung

Bei der Aussetzung der Vollziehung wird auf die zwangsweise Durchsetzung eines
Verwaltungsaktes fur eine gewisse Zeit verzichtet.

3.2 Rechtsgrundlage

Nach § 80 Abs. 4 VWGO kann die Behorde, die den Verwaltungsakt erlassen oder tiber den
Widerspruch zu entscheiden hat, die Vollziehung aussetzen, soweit nicht bundesgesetzlich
etwas anderes bestimmt ist. Bei der Anforderung von 6ffentlichen Abgaben und Kosten kann
die Behdrde die Vollziehung auch gegen Sicherheit aussetzen.

3.3 Voraussetzungen und Verfahren
Die Aussetzung soll bei 6ffentlichen Abgaben und Kosten erfolgen, wenn

¢ ernstliche Zweifel an der Rechtmafigkeit des angegriffenen Verwaltungsakts bestehen
oder

o die Vollziehung fir den Abgaben- oder Kostenpflichtigen eine unbillige, nicht durch
Uberwiegende o6ffentliche Interessen gebotene Harte zur Folge hétte.

3.4 Verzinsung

Nach 8§ 237 Abs. 1 AOi. V. m. § 4 KAG ist der geschuldete Betrag in der HOhe, in der die
Vollziehung des angefochtenen Verwaltungsakts ausgesetzt wurde zu verzinsen, soweit ein
Widerspruch oder eine Anfechtungsklage gegen den Verwaltungsakt endguiltig keinen Erfolg
gehabt hat.

Zinsen werden nach 8§ 237 Abs. 2 AOi. V. m. § 4 KAG vom Tag des Eingangs des
Widerspruchs bei der Behoérde, deren Verwaltungsakt angefochten wird oder vom Tag der
Rechtshéangigkeit der Klage beim Gericht an bis zum Tag, an dem die Aussetzung der
Vollziehung endet erhoben. Ist die Vollziehung erst nach dem Eingang des aul3ergerichtlichen
Widerspruchs oder erst nach der Rechtshangigkeit ausgesetzt worden, so beginnt die
Verzinsung mit dem Tag, an dem die Wirkung der Aussetzung der Vollziehung beginnt.

Die Zinsen betragen fiir alle Abgaben je Monat 0,5 v. H. gemaR 88 237 Abs. 4, 238 AOi. V. m.
§ 4 KAG. Fur die Berechnung der Zinsen wird der zu verzinsende Betrag jeder Forderungsart
auf den n&chsten durch 50 € teilbaren Betrag abgerundet.

Auf die Zinsen kann ganz oder teilweise verzichtet werden, wenn ihre Erhebung nach Lage des
Einzelfalls unbillig wéare (Vgl. 88 237 Abs. 4, 234 Abs. 2 AO i. V. m. 4 KAG).



3.5 Zustandigkeit
Fur die Aussetzung der Vollziehung gelten folgende Regelungen:

Bei einer Dauer der Aussetzung bis zu 12 Monate und einer Gesamtforderung je Schuldner
entscheidet:

e bis zu einer Hohe von 1.000 € der jeweilige Fachbereichsleiter/Stabsstellenleiter,
e Dbis zu einer Hohe von 10.000 € der Blrgermeister.

In allen anderen Féllen entscheidet der Magistrat.

Die entscheidende Stelle hat die Beschliisse bzw. Vermerke herbeizufuhren.

3.6 Zusammenarbeit mit der Gemeinschaftskasse

Die entscheidende Stelle hat die Aussetzung der Vollziehung spatestens mit der
Benachrichtigung des Zahlungspflichtigen der Gemeinschaftskasse der Gemeinden des
Landkreises Darmstadt-Dieburg (Gemeinschaftskasse) und der Stabsstelle
Finanzen/Controlling schriftlich mitzuteilen.

Die Gemeinschaftskasse darf die Aussetzung der Vollziehung nicht gewéhren. Sie hat
unverziglich die Entscheidung im Rahmen der Zustandigkeitsregelung herbeizufihren.

4. Niederschlagung
4.1 Begriffsbestimmung

Die Niederschlagung ist die befristete oder unbefristete verwaltungsinterne Zurtickstellung der
Weiterverfolgung eines falligen Anspruchs. Auf den Anspruch selbst wird nicht verzichtet.

4.2 Rechtsgrundlagen

Es gelten fiir die Niederschlagung von Abgaben § 261 AO i. V. m. 8 4 KAG und fur die
Niederschlagung sonstiger Anspriiche § 30 Abs. 2 GemHVO.

4.3 Voraussetzungen und Verfahren

Anspriche durfen niedergeschlagen werden, wenn feststeht, dass die Einziehung keinen Erfolg
haben wird oder wenn die Kosten der Einziehung auf3er Verhaltnis zur Hohe des Anspruchs
stehen.

Eine Niederschlagung ist nur zuldssig, wenn die Erfolglosigkeit der Einziehung feststeht. Dies
ist der Fall, wenn es z.B. bereits zu erfolglosen Vollstreckungshandlungen gekommen ist oder
die Zahlungsunfahigkeit des Schuldners (bspw. durch eidesstaatliche Versicherung)



nachgewiesen werden kann. Sie ist eine verwaltungsinterne Mal3nahme und bedarf keines
Antrages des Schuldners. Eine Mitteilung an den Schuldner tber die Niederschlagung erfolgt
nicht.

Eine Niederschlagung kann sowohl befristet als auch unbefristet erfolgen.

Der fur die Anforderung zustandige Fachdienst bzw. die Stabsstelle hat je nach Héhe der
Forderung durch einen entsprechenden Magistratsbeschluss bzw. einen Vermerk die
Entscheidung tber eine Niederschlagung herbeizufiihren. Die begriindenden Unterlagen sind,
soweit sie sich nicht in der Sachakte befinden, gesondert aufzubewahren.

Zur Dokumentation und Uberwachung der Forderungen ist jeweils eine Niederschlagungsliste
fur befristete und unbefristete Niederschlagungen zu fihren. Der Stabsstelle
Finanzen/Controlling sind diese Listen halbjahrlich in Kopie zur Verfiigung zu stellen. Anhand
dieser sind die wirtschaftlichen Verhaltnisse der Schuldner vom Fachdienst bzw. der Stabsstelle
laufend zu Uberwachen und ggf. die Einziehung erneut in die Wege zu leiten. Bei befristeten
Niederschlagungen sind die wirtschaftlichen Verhaltnisse jahrlich zu tberprifen. Unbefristet
niedergeschlagene Forderungen sind zu priifen, wenn sich Anhaltspunkte fir einen Erfolg der
Einziehung ergeben.

Die unbefristete Niederschlagung ist bei befristeten Niederschlagungen einzuleiten, sobald die
Voraussetzungen hierfur vorliegen. Es ist bei allen Niederschlagungen insbesondere darauf zu
achten, die zur Unterbrechung der Verjdhrung notwendigen MaRnahmen durchzufihren.

Bei einer spateren Einziehung eines niedergeschlagenen Betrages sind bei 6ffentlich-
rechtlichen Forderungen Sdumniszuschlage nach den gesetzlichen Bestimmungen, bei

privatrechtlichen Forderungen Verzugszinsen (8§ 288 BGB), zu erheben, wenn die
Voraussetzungen vorliegen.

4.3.1 Befristete Niederschlagung

Eine befristete Niederschlagung kommt in Betracht, wenn die Einziehung voribergehend
keinen Erfolg haben wird.

4.3.2 Unbefristete Niederschlagung
Eine unbefristete Niederschlagung ist zulassig, wenn

¢ die Einziehung nachweislich dauernd ohne Erfolg bleiben wird ( z.B. mehrmalige
erfolglose Vollstreckungsversuche, Tod des Zahlungspflichtigen ohne haftenden Erben)

oder

e die Kosten der Einziehung im Verhaltnis zum Anspruch zu hoch sind.



4.4 Zustandigkeit
Fur die Niederschlagung gelten folgende Regelungen:
Bei einer Gesamtforderung je Schuldner entscheidet

e bis zu einer H6he von 1.000 € der jeweilige Fachbereichsleiter/Stabsstellenleiter,
e Dbis zu einer Hohe von 10.000 € der Blrgermeister.

In allen anderen Fallen entscheidet der Magistrat.

4.5 Bereinigung zum Jahresabschluss

Fur die Bereinigung zum Jahresabschluss der einzeln oder global niederzuschlagenden
Forderungen ist die Stabsstelle Finanzen/Controlling zustandig. Sie hat die Entscheidungen
hieriiber nach den obigen Ermachtigungen durchzufihren.

5. Erlass
5.1 Begriffsbestimmung

Durch einen Erlass verzichtet die Stadt Weiterstadt endgultig auf einen bestehenden Anspruch
(8 58 Nr. 13 GemHVO). Durch den Erlass erlischt die Forderung in Hohe des Anspruchs
endgultig.

5.2 Rechtsgrundlagen

Es gelten fur den Erlass von Abgaben § 227 AO i. V. m. § 4 KAG und fur den Erlass sonstiger
Anspriche § 30 Abs. 3 GemHVO.

5.3 Voraussetzungen und Verfahren

Anspriche durfen auf Antrag ganz oder teilweise erlassen werden, wenn ihre Einziehung fir
den Schuldner eine besondere Harte bedeuten wirde und dieser Harte nicht durch eine
Stundung abgeholfen werden kann. Als besondere Harte ist vor allem eine unverschuldete
Notlage des Schuldners anzusehen, die bei Weiterverfolgung des Anspruchs dessen Existenz
gefahrden wirde.

Vor dem vollstandigen Erlass ist zunachst zu prifen, ob evtl. mit einem Teilerlass dem
Schuldner ausreichend geholfen wéare. Dies gilt insbesondere, wenn bereits ein Teil der
Forderung beglichen wurde, da durch den vollstéandigen Verzicht der Rechtsgrund fir die
bereits gezahlte Leistung entfallt.

Daruber hinaus sind spezialgesetzliche Regelungen wie beispielsweise 88§ 32, 33 GrStG zu
beachten.
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Sofern nach 8 163 AO i. V. m. § 4 KAG offentliche Abgaben niedriger festgesetzt werden,
entsteht der Anspruch von Anfang an nur in der festgesetzten Hohe. Sofern durch einen
Vergleich auf Forderungen verzichtet werden soll, sind die o. g. Vorschriften zum Erlass
entsprechend zu beachten.

5.4 Zustandigkeit
Fur den Erlass gelten folgende Regelungen:
Bei einer Gesamtforderung je Schuldner entscheidet

e bis zu einer Héhe von 1.000 € der jeweilige Fachbereichsleiter/Stabsstellenleiter,
e bis zu einer Hohe von 10.000 € der Blrgermeister.

In allen anderen Fallen entscheidet der Magistrat.

Die entscheidende Stelle hat die Beschliisse bzw. Vermerke herbeizufiihren.

5.5 Zusammenarbeit mit der Gemeinschaftskasse

Die Stabsstelle Finanzen/Controlling hat alle Nachweise, die den Erlass begrinden, fur die
Dauer von mindestens zehn Jahren aufzubewahren. Hierzu hat die entscheidende Stelle der
Stabsstelle alle Unterlagen zur Verfligung zu stellen.

Die entscheidende Stelle hat fir die Gemeinschaftskasse der Gemeinden des Landkreises
Darmstadt-Dieburg die Kennzeichnungsanordnung vorzubereiten und anzuordnen sowie der
Stabsstelle Finanzen/Controlling eine Kopie auszuhandigen.

Die Gemeinschaftskasse kann die Beitreibung vorlaufig aussetzen, wenn Voraussetzungen fir
den Erlass der Forderung vorliegen. Die Gemeinschaftskasse hat in diesen Fallen unverziiglich
die Entscheidung im Rahmen der Zustandigkeitsregelung herbeizufiihren.

6. Kleinbetrage

Die Stadt kann gemaf § 31 GemHVO davon absehen, Anspriiche von weniger als 10 € geltend
Zu machen, es sei denn, dass die Einziehung aus grundsatzlichen Erwdgungen oder aufgrund
gesetzlicher Vorschriften geboten ist oder weitergehende gesetzliche Vorschriften gelten oder
andere gesetzliche Vorschriften entgegen stehen. Mit juristischen Personen des 6ffentlichen
Rechts kann im Falle der Gegenseitigkeit etwas anderes vereinbart werden.

7. Mahngebuhren, Vollstreckungskosten und Nebenforderungen

Anspriiche aus Mahngebuhren, Vollstreckungskosten und Nebenforderungen (z.B.
Saumniszuschlage, Zinsen) dirfen gemal den Bestimmungen dieser Dienstanweisung
gestundet, niedergeschlagen und erlassen werden.
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8. Inkrafttreten

Diese Dienstanweisung wurde durch den Magistrat aufgrund von § 66 HGO am
beschlossen und tritt am in Kraft.

Weiterstadt,

Ralf Moller

Blrgermeister

12



	Vorlagendokumente
	Hauptsatzung Gegenüberstellung Stand 15.05.2017  
	Neufassung Hauptsatzung 18.05.2017  
	Sponsoringrichtlinie  
	Sponsoringvertrag  
	20170622072452002221  
	DA über das Verfahren bei Veränderung von Ansprüchen  


